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23 SCHULE  Über Arbeitsbelastung und Inklusion am 
Gymnasium wurde ebenso debattiert wie über neue Wege zum 

Abitur. Michael Brüser und Katja Sprzagala berichten vom 
Gymnasialtag der GEW BERLIN
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31 GEWERKSCHAFT Jörg Tetzner, Heike Zeisig und  
Udo Mertens fassen den 2. Fachtag zur Arbeitszeit und 

Arbeitsbelastung der GEW BERLIN zusammen. Im Mittelpunkt 
standen psychische Belastungen, die Sichtbarmachung von un-

sichtbarer Arbeit und Strategien des Nein-Sagens 

16 SOZIALPÄDAGOGIK  Heike Schlizio-Jahnke leitet  
den Regionalen Sozialpädagogischen Dienst (RSD) des 

Jugendamts Berlin-Wedding. Im Interview spricht sie über die 
Auswirkungen zu hoher Fallzahlen für den Kinderschutz, aber 

auch über die schönen Seiten ihrer Arbeit
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Fachkräftegebot  
in Gefahr
Der Senat hat zwei Möglichkeiten, um die 
dringend benötigten Erzieher*innen zu 
gewinnen: Er kann das Angebot verbessern 
oder die Ansprüche senken. Momentan 
beschreitet er den falschen Weg 

JUNI 2017 | bbz� STANDPUNKT

Nuriye Gülmen und Semih Ökçak sind 
seit neun Wochen im Hungerstreik gegen 
die politischen Säuberungen und Massen­
entlassungen des Erdoğan-Regimes in der 
Türkei. »Wir hungern nicht nach Essen, 
sondern nach Gerechtigkeit«, lautet ihre 
Botschaft an die türkische Bevölkerung. 
Die beiden Lehrkräfte wurden wie 130.000 
andere Beamt*innen in Folge des Putsch­
versuchs entlassen. Gülmen und Ökçak 
wurden bei ihrem Protest vor dem Denk­
mal für die Menschenrechte bereits min­
destens 30 Mal festgenommen. Inzwischen 
hat sich der Gesundheitszustand der beiden 
so sehr verschlechtert, dass eine Welle der 
Solidarität durchs Land geht.

Volker Ludwig gibt Anfang Juli nach 48 
Jahren die Leitung des GRIPS Theaters an 
Philipp Harpain ab. Ludwig, laut GRIPS der 
Erfinder des modernen Kinder- und Jugend­
theaters, feiert im Juni seinen 80. Geburts­
tag. Gefeiert wird mit der Premiere einer 
Neubearbeitung seines Theaterstücks »Eine 
linke Geschichte«, ein ironischer Rückblick 
auf die Westberliner Studierendenbewegung. 

Sybille Volkholz wurde von Bildungssena­
torin Scheeres erneut zur Vorsitzenden des 
Fachbeirats Inklusion berufen. Die frühere 
Bildungssenatorin und stellvertretende 
Vorsitzende der GEW BERLIN soll mit dem 
Gremium die Umsetzung der Inklusion in 
Schulen und nun auch in Kindertagesstät­
ten und beruflichen Schulen vorantreiben.

Günther F. Seelig ist im April 2017 im 
Alter von 88 Jahren gestorben. Der Psy­
chologe gehörte 1957 mit zu den Grün­
dern der Berliner Schulpsychologie und 
war lange Jahre an der Pädagogischen 
Hochschule und der Freien Universität in 
der Lehrer*innenausbildung tätig. Nach 
seiner Pensionierung sind 2008 unter 
dem Titel »Die Sternchen der Pusteblume« 
seine Lebenserinnerungen erschienen.

Marlis Tepe wurde auf dem Gewerk­
schaftstag der GEW in Freiburg in ihrem 
Amt als GEW-Bundesvorsitzende bestätigt. 
Tepe kündigte nach ihrer Wiederwahl an, 
sich gegen die Spaltung der Belegschaften 
auf Grund unterschiedlicher Bezahlung 
und für Arbeitsentlastung einsetzen zu 
wollen. �

 LEUTE

waltung gleich und gefährdet massiv die 
Qualität der frühkindlichen Bildung. 

Die Integration von Quereinsteiger*in-
nen in den Kita-Alltag erfordert zudem ein 
hohes Maß an fachlicher Begleitung. Da-
für braucht es Zeit und Raum. Doch diese 
Ressourcen fehlen. Die Neuregelung be-
deutet vor allem eine zusätzliche Belas-
tung für die vorhandenen Fachkräfte. Sie 
sorgt für großen Unmut, schließlich trägt 
der Senat seine verfehlte Politik auf dem 
Rücken der Beschäftigten in den Kitas 
aus. Die Erzieher*innen klagen über Über
lastung. Unter diesen Bedingungen kön-
nen sie den anspruchsvollen Bildungsauf-
gaben nicht mehr gerecht werden. Die GEW 
BERLIN wird sich daher gegen die Aufwei-
chung des Fachkräftegebotes wehren! 

Wenn Sozialassistent*innen in Kitas 
eingesetzt werden, dann müssen 

sie als absolute Untergrenze eine ver-
bindliche Fortbildung im Umfang von 
mindestens 160 Stunden absolvieren – 
bevor sie ihre Arbeit in Kitas aufnehmen. 
Die Senatsbildungsverwaltung muss si-
cherstellen, dass potenzielle Bewerber*in
nen zumindest eine minimale Grundschu
lung, beispielsweise zum Berliner Bildungs
programm, zum Führen von Elterngesprä
chen, zum Sprachlerntagebuch absolvieren. 

Wir fordern die politisch Verantwortli-
chen im Abgeordnetenhaus auf, die Ar-
beit der Kolleg*innen im Sozial- und Er-
ziehungsdienst weiter aufzuwerten. Ber-
lin kann und wird den Sturm des Fach-
kräftemangels nur überstehen, wenn die 
Kolleg*innen besser bezahlt werden. Der 
gültige Tarifvertrag bietet die Möglichkei-
ten dazu. Ein besseres Gehalt für Erzie-
her*innen ist unverzichtbar, damit Berlin 
im Ringkampf um die Fachkräfte über-
haupt konkurrenzfähig wird.�  

von Christiane Weißhoff, Leiterin des Vor-
standsbereichs Kinder-, Jugendhilfe und 
Sozialarbeit

Der Berliner Senat steht in der Verant-
wortung, den Rechtsanspruch auf 

einen Kitaplatz zu sichern. Nur durch ein 
flächendeckendes Angebot wird die Kin-
dertagesstätte der Ort für elementare Bil-
dung, Erziehung und Förderung sein, der 
allen Kindern einen gleichberechtigten Zu
gang zur Gesellschaft sichert. Das braucht 
qualifiziertes Fachpersonal – doch daran 
mangelt es. Die GEW BERLIN problemati
siert den drohenden Fachkräftemangel 
seit Jahren. Wir haben Vorschläge unter-
breitet, wie Fachkräfte gewonnen und 
langfristig gebunden werden können. Da-
zu zählt insbesondere die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen. Auch die über-
fällige Anhebung der Gehälter wäre eine 
wirkungsvolle Maßnahme. 

Der Senat geht jetzt einen anderen 
Weg: Ab Mai 2017 können Kitaträger statt 
25 Prozent bis zu 33 Prozent der gesetz-
lich festgelegten Personalausstattung mit 
Quereinsteiger*innen besetzen. Zudem 
wird der Einsatz von Sozialassistent*in-
nen möglich, die innerhalb von zwei Jah-
ren mit einer berufsbegleitenden Ausbil-
dung zur*m Erzieher*in beginnen. Der 
Skandal ist, dass sie ab dem ersten Tag – 
ohne pädagogische Ausbildung – sofort 
zu 100 Prozent auf den Personalschlüssel 
angerechnet werden. 

Weil sie den steigenden Bedarf an Fach-
kräften nicht mehr decken kann, senkt 
Senatorin Scheeres die Qualitätsansprüche 
für Berliner Kitas weiter ab. Dieses Durch
löchern des Fachkräftegebotes kommt 
einer Kapitulation der Senatsbildungsver-FO
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■■ �Dürftige Personalpolitik in 
Hochschulverträgen

Rot-Rot-Grün enttäuscht bei den neuen 
Hochschulverträgen: Nur 35 Prozent un-
befristete Stellen an Hochschulen bis zum 
Jahr 2022, ohne Sanktionen bei Nicht
einhaltung. Das ist zu wenig. Die Quote 
gilt zudem nur für Dauerstellen, die aus 
Haushaltsmitteln finanziert sind, nicht 
für die aus Drittmitteln. Die GEW BERLIN 
fordert den Senat auf, Mindestvertrags-
laufzeiten für Fristverträge einzuführen, 
Modelle für Dauerstellen in Drittmittel-
projekten zu entwickeln und die Mindest-
vergütung für Lehrbeauftragte an die Ge-
haltsentwicklung der hauptberuflichen 
Beschäftigten anzupassen. 

■■ �Fast die Hälfte der  
Bewerber*innen springt ab

Viel zu viele Lehramtsabsolvent*innen 
springen vor dem Referendariat an einer 
Berliner Schule ab. Fast die Hälfte der zu-
gesagten Stellen zum Vorbereitungs-
dienst wurden dieses Jahr nicht ange-
nommen. Offenkundig sind die Arbeits-
bedingungen in Berliner Schulen nicht so 
attraktiv, als dass sich ausreichend Be-
werber*innen vorstellen könnten, lang-
fristig in Berlin zu arbeiten. Die vielen 
Absagen liegen auch an vergleichsweise 
kleinen Dingen: Bewerber*innen müssten 

viel früher Ausbildungsschulen und Se-
minarstandorte zugewiesen bekommen. 
Ihre Wünsche müssten berücksichtigt 
werden. Sie sollten auch leichter wech-
seln dürfen, vor allem bei familiären Ver-
pflichtungen. 

■■ Lehrer*innenstreik in Polen
In Polen sind im April Zehntausende 
Lehrkräfte dem Streik-Aufruf ihrer Ge-
werkschaft Związek Nauczycielstwa Pol-
skiego (ZNP) gegen die geplante Bildungs-
reform gefolgt. Es ist der erste landesweite 
Lehrer*innenstreik seit 2008. Die Schul-
reform der PiS-Regierung sieht eine Rück-
kehr zur achtjährigen Grundschule vor, 
die es zu Zeiten der Volksrepublik gab. 
Die derzeitige Mittelstufe soll abgeschafft 
werden. Das beträfe landesweit bis zu 
10.000 Lehrer*innenarbeitsplätze. 

■■ Novellierung des Kitagesetzes
Eine gute Kita kostet. Zwar werden Eltern 
im Jugendamt darüber informiert, dass 
ihnen kein Platz vorenthalten werden 
darf, wenn sie einen Zusatzbeitrag ableh-
nen. Aber de facto möchten viele Eltern 
nicht riskieren, gar keinen Platz zu be-
kommen und lassen sich teilweise auf 
hohe Eigenbeiträge ein. Das soll ein Ende 
haben. Jugendsenatorin Sandra Scheeres 

will Elternbeiträge mit einer neuen Rechts-
verordnung stärker reglementieren.

■■ Jede*r sechste wird gemobbt
Mobbing scheint noch immer ein Tabu zu 
sein. Der Bildungsverwaltung wurden in 
diesem Schuljahr nur 58 Fälle gemeldet, 
obwohl laut Pisa-Studie Tausende Schü-
ler*innen – genauer: jede*r sechste – be-
troffen sein müssten. Landeselternspre-
cher Norman Heise fordert mehr Offen-
heit im Umgang mit dem Problem. 

■■ �Grundschulverband ist  
für Neutralitätsgesetz

Der Berliner Grundschulverband und an-
dere prominente Unterzeichner*innen ha
ben gefordert, das Berliner Neutralitäts-
gesetz beizubehalten. Insbesondere das 
Kopftuch sehen sie als problematisch. Die 
Koalition ist sich bezüglich des Neutrali-
tätsgesetzes weiter uneinig. Der Senat hat 
indes die Frist für einen Einspruch gegen 
das jüngste Urteil des Arbeitsgerichtes ver
streichen lassen. Dieses hatte einer Leh-
rerin eine Entschädigung zugesprochen, 
nachdem sie wegen ihres Kopftuchs für 
den Schuldienst abgelehnt wurde. 

■■ �Berlin-Angestellte am  
häufigsten krank

Die Angestellten des Landes Berlin fallen 
deutlich häufiger wegen Krankheit aus als 
es im Bundesdurchschnitt üblich ist. 42,5 
Tage pro Jahr ist ein*e Mitarbeiter*in in 
der Bezirksverwaltung Marzahn-Hellers-
dorf krank. Husten, Fieber, Rückenschmer
zen und Depressionen werden als Gründe 
genannt. Im Bezirksamt Reinickendorf 
fehlt ein Angestellter 39,8 Arbeitstage 
und in Mitte 39,6 Tage. Die Antwort des 
Senats auf eine Anfrage des FDP-Abgeord-
neten Marcel Luthe zeigt auf, dass sich an 
den Arbeitsbedingungen im öffentlichen 
Dienst etwas ändern muss. 

■■ 44 Schulen fallen durch
Im neuen Bildungsbericht Berlin-Branden-
burg, der am 21. März veröffentlicht wur-
de, war zu lesen, dass die Quote der 
Schulen, die durch die zweite Runde der 
Schulinspektion gefallen sind, von 4,64 
Prozent auf 7,47 Prozent gestiegen ist. In 
der ersten Runde waren es 32, in der 
zweiten 44 Schulen. Und das, obwohl in 
der zweiten Runde von rund 100 Schulen 
noch gar nicht die Ergebnisse vorlagen. 
Bislang fiel nur ein Gymnasium und eine 

»Wir sind viele, wir sind eins« unter diesem Motto der Gewerkschaften demonstrierten am  
1. Mai wieder Hunderttausende Kolleg*innen und feierten den Tag der Arbeit. Der 1. Mai in Ber-
lin war geprägt durch die Rede der geflohenen ehemaligen Generalsekretärin unserer türkischen 
Schwestergewerkschaft Eğitim Sen, Sakine Esen Yilmaz. � FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ/TRANSITFOTO.DE
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Gruppen der GEW« ist eine seit einigen 
Heften neu eingeführte Rubrik. Wir 

wollen hier regelmäßig die vielen verschie­
denen Aktiven in der GEW und ihre aktuel­
le Arbeit sichtbar machen und damit auch 
andere anregen, sich zu engagieren.

Eine notwendige Kürzung kann manch­
mal den eigentlichen Sinn verzerren, 

dies ist uns in der März-Ausgabe bei der 
Fachgruppe Integrierte Sekundarschule / 
Gemeinschaftsschule leider passiert.

Was die Fachgruppe sich wirklich von 
der GEW wünscht, ist, dass sie als 

Bildungsgewerkschaft nicht nur allge­
mein- und tarifpolitische Themen, son­
dern vor allem auch bildungspolitische 
und pädagogische Themen stärker auf­
greift und im Landesvorstand oder auf der 
Landesdelegiertenversammlung diskutiert, 
denn: Gute Bildung ist ein Menschenrecht 
und die Basis für ein selbstbestimmtes 
Leben.� CMdR
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■■ �Sekundarschulen brauchen 
Oberstufen

Seit dem Schuljahr 2013/14 haben ledig-
lich 13 Sekundarschulen zusätzliche gym
nasiale Oberstufen geschaffen. Bildungs-
staatssekretär Mark Rackles zeigte sich in 
einer Antwort auf eine Anfrage der Grü-
nen-Bildungspolitikerin Marianne Bur-
kert-Eulitz verwundert, dass aktuell keine 
weiteren Anträge vorliegen, obwohl Ge-
nehmigungen bisher nie verwehrt wor-
den seien. Mit 14 weiteren Schulen sei 
man zumindest im Gespräch. Die Stagna-
tion überrascht, da die Existenz einer ei-
genen Oberstufe, zumindest im Verbund, 
als wesentliches Kriterium für den Erfolg 
einer Sekundarschule gewertet wird.

■■ �Behörden könnten mehr ausbilden
Die Landesregierung will mehr Kräfte für 
den öffentlichen Dienst ausbilden. Aller-
dings konnten im vergangenen Jahr die 
bereitgestellten Mittel hierfür erneut 
nicht ausgeschöpft werden. So geht es 
aus dem Bericht von Finanzsenator Mat-
thias Kollatz-Ahnen hervor. Von 140,7 
Millionen Euro wurden nur 132,1 Millio-
nen Euro ausgegeben. Pankow hat mehr 
als 40 Prozent und Lichtenberg mehr als 
30 Prozent des Ausbildungsetats nicht 
ausgeschöpft. Dagegen gab Neukölln fast 
40 Prozent mehr aus als geplant, Steglitz-
Zehlendorf fast 20 Prozent.

Mehr Kurznachrichten: www.gew-berlin.de/196.php

Berufsschule durch, aber 19 Grundschu-
len und 14 Sekundarschulen. 

■■ Kita-Leitungen überlastet
Kita-Leitungen sind neben der pädagogi-
schen Arbeit verantwortlich für die Per-
sonalplanung und das Budget. Laut einer 
aktuellen Studie der Bertelsmann Stiftung 
fehlt Kita-Leitungen dafür aber durch-
schnittlich etwa die Hälfte der notwendigen 
Zeit. Es erfüllen derzeit bundesweit nur 
15 Prozent der mehr als 51.000 Kitas die 
Empfehlungen der Stiftung, denen zufol-
ge allen Kitas, egal wie groß, mindestens 
20 Stunden pro Woche für Führungs- und 
Leitungsaufgaben zur Verfügung stehen 
sollten. Dafür fehlen bundesweit auf der 
Leitungsebene rund 21.800 Kräfte. 

■■ Migrationsquote im Klassenzimmer
Im April hatte Bundesbildungsministerin 
Johanna Wanka offen für eine Begrenzung 
der Zahl von Kindern mit Migrationshin-
tergrund pro Schulklasse geworben. Der 
konservative Philologenverband, der die 
Quote schon 2015 gefordert hatte, nahm 
die Diskussion auf und brachte eine Maß-
gabe von 35 Prozent ins Spiel. Was an der 
Diskussion besonders aufstößt, ist das 
Stereotyp der*s defizitären Migrant*in. 
Wanka und der Verband setzten Migrati-
onshintergrund mit Integrationshindernis 
gleich, wie Ralf Pauli von der taz auf den 
Punkt bringt. 

Die knapp 40-köpfige Delegation der GEW BERLIN spielte eine aktive Rolle auf dem 28. Ge-
werkschaftstag der GEW in Freiburg. Im Mittelpunkt der alle vier Jahre stattfindenden Veran-
staltung standen die Wahl des neuen Bundesvorstands und Beschlüsse unter anderem zu den 
Themen Inklusion, Bildungsfinanzierung und Digitalisierung. Ausführliche Informationen gibt 
es unter www.gew.de� FOTO: GEW BERLIN
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zu kämpfen. Auf diesen desolaten Zustand weist die 
GEW BERLIN seit Jahren hin.

Der Schulneubau ist eine große Chance, Schule in 
Berlin neu zu denken. Vor diesem Hintergrund dis-
kutierten Pädagog*innen, Architekt*innen, Eltern, 
Schüler*innen, Verantwortliche aus der Schulverwal-
tung und Bildungspolitik bei der GEW-Konferenz 
»Werkstatt Schulbau« gemeinsam: Was brauchen 
moderne Schulen? Wie kann die Schulgemeinschaft 
mitgestalten? Welche Rahmenbedingungen sind für 
die Arbeit der Pädagog*innen von Bedeutung? 

Mit der Fachkonferenz wollten wir den Blick nach 
vorne richten und die verschiedenen Akteur*innen 
mit ihren jeweiligen Professionen und Perspektiven 

von Tom Erdmann

Schulbau ist aktuell eines der wichtigsten bildungs
politischen Themen. Zahlreiche Schulen müssen 

saniert werden und in den nächsten Jahren sollen 
aufgrund der stetig steigenden Schüler*innenzahl 70 
bis 80 neue Schulen entstehen. Jahrelang wurde der 
Schulbau vernachlässigt. Weil tausende Schulplätze 
fehlen, werden Klassenräume vollgestopft und Ab-
stellräume zu Klassenzimmern umgebaut. Die sanie-
rungsbedürftigen Schulen haben mit stinkenden 
Toiletten, morschen Fenstern oder bröckelndem Putz 

Neue Schulen braucht das Land 
Die riesigen Herausforderungen beim Schulbau sind auch eine Chance für die Stadt.  
Alle neuen Berliner Schulen müssen den pädagogischen Anforderungen der inklusiven 
Ganztagsschule entsprechen
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zusammenbringen. Für uns als Bildungsgewerk-
schaft GEW ist klar, dass es für gute Pädagogik und 
gute Arbeit auch geeignete Räume braucht. Der Raum 
hat einen großen Einfluss auf alle Personengruppen 
in der Schule. Gute Arbeitsbedingungen für Pädago-
g*innen gehen einher mit guten Schulgebäuden.

Schule ist heute ein Lern- und Lebensort

Immer wieder ist vom Raum als drittem Pädagogen 
die Rede. Überall, wo Kinder lernen, hat neben den 
Mitlernenden und den Pädagog*innen die Lernum-
gebung den größten Einfluss auf den Lernerfolg. Die 
meisten Schulen in Berlin sind heute Ganztagsschu-
len. Sie sind Lern- und Lebensort für Kinder und Ju-
gendliche und auch für die Pädagog*innen. Formel-
les und informelles Lernen gehen ineinander über. 
Unterricht und Freizeitgestaltung finden an der 
Schule im Wechsel statt. Zeitgemäßer Unterricht ori-
entiert sich an vorbereiteten Lernumgebungen und 
am freien, kooperativen Lernen. Gerade in der 
Grundschule wird frontales Lernen immer weniger 
praktiziert. Kurzum, die alte Flurschule wird moder-
ner Pädagogik nicht mehr gerecht. 

Bei Schulneubauten und zum Teil auch beim Umbau 
muss es darum gehen, eine Lernumwelt zu schaffen, 
in der die Schüler*innen lernen, selbständig zu ler-
nen. Hierfür braucht es innovative Raumkonzepte. 
Gute Schulen brauchen ausreichend Räume mit ver-
schiedenen Funktionen. In einigen Räumen kann still 
an einem Lernobjekt gearbeitet werden, in anderen 
Räumen können Kinder Experimente durchführen 
oder gemeinsam ein Theaterstück proben. In wieder 
anderen Räumen können sie sich austoben oder auch 
mal zur Ruhe kommen und sich etwas zurückzie-
hen. In Schulen muss es verschiedene Arbeitsberei-
che geben, Einzel-, aber auch Gruppentische, einen 
Teppich, ein Podest, gemütliche Sitzgelegenheiten. 
All das braucht die moderne Schule, damit sie den 
verschiedenen Bedürfnissen gerecht werden kann.

Die Berliner Schule wird zunehmend inklusiv. Be-
reits jetzt lernen über 60 Prozent aller Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in einer Regel-
schule. Das ist ein deutlicher Fortschritt, den wir 
ausdrücklich begrüßen. Manche Kinder brauchen ab 
und zu eine Auszeit, manche können sich besser 
konzentrieren, wenn sie nur mit wenigen Mitschü-
ler*innen in einem Raum lernen. Dafür müssen 
Schulen ausreichend Platz haben. Schulen müssen 
barrierefrei gebaut werden. Das bedeutet nicht nur 
Rampen, sondern zum Beispiel auch Farbkonzepte, 
Handläufe und vernünftige Schalldämpfung. Das Mo-
dell »eine Klasse, ein Klassenraum« ist heute nicht 
mehr praktikabel. Sanierungen und Neubau von 
Schulen müssen der Pädagogik des 21. Jahrhunderts 
Rechnung tragen. Manche Kollegien tun sich mit der 
Gestaltung der inklusiven Pädagogik schwer. Es wäre 
sehr hilfreich, wenn wenigstens die Schulgebäude fit 
dafür wären. 

Erfolgreich sind Schulumbauten immer dann, 
wenn sie als Gesamtprojekt verstanden und auch in 

der Schule gelebt werden. Schüler*innen, Pädago-
g*innen und Eltern müssen mitdenken und -bauen 
dürfen. Hier gibt es bereits gute Beispiele von Ber-
liner Schulen. Bei der Erika-Mann-Schule wurde jeder 
Architekt*innenentwurf vom Schüler*innenparla-
ment abgestimmt. Die Kinder haben erlebt, dass sie 
selbst etwas tun und bewirken können. Wenn man 
Bauprojekte so anlegt, dann können die Beteiligten 
sich mit der Schule identi-
fizieren und sie tatsächlich 
als Lebens- und nicht nur 
als Lernort wahrnehmen. 

Die Zeit drängt

Die von der Senatsverwal-
tung eingerichtete Fachar-
beitsgruppe Schulraum-
qualität hat im Februar 
ihre Empfehlungen für 
moderne, neue Schulen 
vorgestellt. Diese wurden 
in wenigen Monaten – 
auch unter Beteiligung der 
GEW BERLIN – erarbeitet. 
Wichtig war und ist uns, 
dass alle neuen Berliner 
Schulen den pädagogi-
schen Anforderungen der inklusiven Ganztagsschu-
le entsprechen und auch die Interessen der Beschäf-
tigten berücksichtigt werden. Die Empfehlungen 
sind eine gute Grundlage für die Neuorientierung 
beim Schulneubau. Der Ausbau der Teamzonen ist 
zwar ein deutlicher Fortschritt im Vergleich zum ak-
tuellen Zustand, wir hätten uns aber gerade beim 
Thema Arbeitsplätze noch präzisere und weiterge-
hende Vorgaben gewünscht. Auch die Frage, wie die 
Ganztagsschule zukünftig gestaltet sein wird, ist mit 
dem Bericht nicht ausreichend beantwortet. 

Nun kommt es auf die Umsetzung der Empfehlun-
gen an. Schnell müssen verbindliche Vorgaben ge-
macht und die Genehmigungsverfahren neu geregelt 
werden. Die Finanzierung muss sichergestellt wer-
den. Unklar bleibt, wie das Ziel erreicht werden 
kann, die bisherige Verfahrensdauer zu halbieren. 
Bausenatorin Katrin Lompscher hat bereits einen Teil 
des Genehmigungsverfahrens von den Bezirken auf 
ihre Verwaltung verlagert. Hier wünschen wir uns 
Transparenz und Klarheit. Die Bilanz von Rot-Rot-
Grün wird in gut vier Jahren auch daran gemessen, 
wie erfolgreich der Prozess für die Schulneubauten 
gewesen sein wird.�

Tom Erdmann,  
Vorsitzender der  

GEW BERLIN

Mehr Infos zum Schul-
bau auf der GEW-Seite: 
www.gew-berlin.
de/16920.php

Bericht der Facharbeits-
gruppe Schulraumquali-
tät der Senatsbildungs-
verwaltung: 
www.berlin.de/sen/bil-
dung/schule/ 
bauen-und-sanieren/
neue-schulen
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nen weitreichenden Umbau oder Neubau ging. Gal-
ten die überkommenen Strukturen doch seit über 
hundert Jahren als bewährt: enge Klassenzimmer, 
die in einer Flurschule eins ums andere aneinander-
gereiht wurden. Dass dies eine Erfindung für eine 
Instruktionsschule war, in der es primär ums Zuhö-
ren, Aufschreiben und Nachsagen ging, in der Unter-
richtsmedien sich weitgehend auf »paper & pencil« 
beschränkten, schien vergessen. Darüber hinaus: 
Was bleibt den Lehrkräften unter dem erheblichen 
Alltagsdruck denn anderes übrig, als sich mit den 
Räumen, die sie nun einmal vorfinden, bestmöglich 
zu arrangieren? Da würden Phantasien nur stören, 
dass der Grundriss auch ganz anders hätte angelegt 
werden können. 

In der Zwischenzeit hat sich die Situation geändert: 
Die Schule wird gefragt. Um für den Abgleich der 
unterschiedlichen Anforderungen von Schule, Kom-
mune und Planer*innen eine Plattform zu schaffen, 
die einen Dialog »auf Augenhöhe« erlaubt, beginnt 
sich in den letzten Jahren die so genannte »Phase 
Null« zu etablieren. Anstoß für diese merkwürdige 
Begriffsbildung gab die Honorarordnung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI): Sie sah in den festge-
schriebenen neun Leistungsphasen – vom Entwurf 
bis zur Inbetriebnahme – bislang keine eigene Phase 
für eine integrierte Nutzerbeteiligung als Grundlage 
der Entwurfsplanung vor. Der Zeitpunkt für eine wirk
same Beteiligung der Schule an der Grundlagenpla-
nung liegt aber vor der Entwurfsplanung. Eine späte-
re Einflussnahme der Nutzer*innen kann sich meist 
nur noch auf Details beziehen.

Auf der Basis umfassender Recherchen hat die Mon
tag Stiftung in Bonn in den vergangenen Jahren ein 
Konzept für diese Phase Null entwickelt, das eine 
solide Grundlagenplanung sichert und zugleich dem 
Schulträger zu maßgeblicher Kosteneinsparung ver-
hilft, weil es auf Dauer teure Nachbesserungen ver-
hindert. Am Anfang dieser Phase steht die Bestands-
aufnahme auf drei Ebenen: 
•	�Kommunal: Prognose der Schüler*innenzahlent-

wicklung für die Schule unter Berücksichtigung 
der Entwicklung der Nachbarschulen; Position der 
Schule im gesamten Bildungsangebot der Kommu-
ne/der Region; Einordnung in das stadtplaneri-
sche Gesamtkonzept, u.a.

•	�Baulich: baulicher Zustand des Bestandsgebäudes 
(bei Sanierungen oder Erweiterungen), Standort
qualitäten, Verkehrsanbindung, u.a.

•	�Pädagogisch: Pädagogisches Programm und Ent
wicklungsperspektiven, Raumbelegung, u.a.

Die ersten beiden Recherchen liegen in der Verant
wortung der kommunalen Verwaltung, die dritte in 
der Verantwortung der Schule. Bei größeren Projek-

von Otto Seydel

Pädagog*innen seien »raumblind« und sollten 
sich besser nicht in das Geschäft der professio-

nellen Planer*innen einmischen. Das verzögere nur 
den Bauprozess. Der Vorwurf ließe sich einfach kon-
tern: Die Planer*innen seien schulblind, hätten von 
den veränderten Anforderungen modernen Unter-
richts keine Ahnung, wären auf schöne Fassaden fi-
xiert, ihr wahrer Auftrag beschränke sich auf Kosten-
reduktion und ähnlich weiter.

Wechselseitige Vorwürfe führen bekanntermaßen 
nicht weiter und es wäre im konkreten Planungsfall 
auch aussichtslos, etwa die finale Entscheidungs-
macht des Schulträgers über einen Bau grundsätz-
lich diskutieren zu wollen. Notwendig ist eine Platt-
form, auf der die unterschiedlichen Akteur*innen 
einer Schulbaumaßnahme gleichberechtigt miteinan-
der ins Gespräch kommen. Die Schulseite muss den 
Bedarf deutlich formulieren können.

Damit eine solche Plattform wirksam werden kann, 
müssen sich die Beteiligten über die unterschiedli-
chen Voraussetzungen klar werden und da muss die 
Pädagog*innenseite durchaus eine gewisse »Raum-
blindheit« zugeben. Sie bezieht sich in den Grund-
schulen allerdings keineswegs auf die Ausstattung 
eines Raums: Die meisten Grundschulklassenzim-
mer sind inzwischen pädagogisch wirksam gestaltet 
worden, in den meisten Fällen im dauernden Kampf 
gegen den viel zu geringen Flächenansatz. Zwei Qua-
dratmeter pro Kind als Klassenzimmerstandard der 
deutschen Grundschulbauten der vergangenen Jahr-
zehnte reichten schlicht nicht aus, um den Minimal
anforderungen an einen differenzierenden und metho
denreichen Unterricht gerecht zu werden.

Dialog auf Augenhöhe

Von »Raumblindheit« ist 
dagegen eher zu spre-
chen, wenn es um 
Grundrissalternativen 
geht, um Fragen der 
räumlichen Proportionen 
und Positionen der ver-
schiedenen Funktionsbe-
reiche eines Schulgebäu-
des. Bis vor wenigen Jah-
ren wurden die Lehrkräf-
te einer Schule gar nicht 
gefragt, wenn es um ei-

Die Phase Null: Schulen gemeinsam planen
Egal ob Sanierungsmaßnahme, Erweiterungs- oder Neubau, längst ist nicht mehr  
nur die Expertise der Architekt*innen gefragt, sondern auch die der Pädagog*innen 
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ten ist es auf alle Fälle sinnvoll, die gesamte Phase 
Null und den Übergang in die Entwurfsplanung 
durch externe Schulbauberater*innen begleiten zu 
lassen, die den Gesamtbestand der relevanten Doku-
mente sichten, die Vorortbegehungen fokussieren 
und in gründlichen Schlüsselinterviews sowohl bei 
den verschiedenen Schulbauakteur*innen wie auch 
bei den Nutzgruppen der Schule selbst, den Schü-
ler*innen, Eltern, Lehrkräften, der Schulleitung und 
Verwaltung, die Ausgangslage erheben. Unter Betei-
ligung von Vertreter*innen aller relevanten Akteurs-
gruppen folgt dann eine Serie von – in der Regel drei 
– extern moderierten Workshops. Der erste dient der 
gemeinsamen Sichtung der Bestandsaufnahme und 
der Einführung in zentralen Fragestellungen einer 
zukunftsfähigen Schulbauplanung:
•	�Welcher Grundrisstypologie soll der Bau folgen? Klas

senraumPlus: ein erweiterter Klassenraum; Clus-
ter: die Zusammenfassung von drei bis sechs Klas-
sen- sowie mehrerer Funktionsräumen mit einer 
erweiterten, pädagogisch qualifizierten Verkehrs
fläche; Offene Lernlandschaft: der weitgehende 
Verzicht auf konventionelle Klassenräume zu 
Gunsten großzügiger multifunktionaler Flächen.

•	�Wie sollen die Anforderungen von Ganztag und 
Inklusion räumlich beantwortet werden? Mit inte-
grierten oder separierenden Lösungsansätzen?

•	�Wie sollen die Arbeitsplätze der Lehrkräfte und 
weiterer pädagogischer Mitarbeiter*innen ange-
ordnet werden? Zentral oder dezentralen Team-
strukturen folgend?

Nach dem Abgleich von Ausgangslage und Bedarf 
werden im zweiten Workshop erste alternative räum-
liche Entwicklungsmodelle, wie Nutzungsszenarien, 
Grundrisszuordnungen, Atmosphären, vorgestellt 
und gemeinsam bewertet, um die Entscheidungsfin-
dung im Dialog von Laien und Fachleuten vorzube-
reiten. Baufragen provozieren notwendigerweise eine 
Grundsatzdebatte zur pädagogischen Schulentwick-
lung: Wie wollen wir in fünf, zehn Jahren unterrich-
ten? Wie können heutige räumliche Entscheidungen 
ausreichend Offenheit bewahren für jetzt noch nicht 
absehbare Veränderungen der Pädagogik? Diese und 
weitere Fragen müssen gegebenenfalls in einem ge-
sonderten Arbeitsprozess schulintern geklärt werden. 
Die Ergebnisse des zweiten Workshops werden dann 
in einem dritten Workshop zu einer konsistenten 
Gesamtlösung verdichtet.

Das Ergebnis wird in einem pädagogisch qualifi-
zierten Raumprogramm zusammengefasst, das deut-
lich mehr ist, als die bloße Aufzählung von Räumen 
mit Quadratmeterangaben. Es wird ergänzt durch 
ein Nutzungsmodell und Funktionsdiagramme zu 
den verschiedenen Bereichen der Schule. Notwendi-
ger Bestandteil ist schließlich eine belastbare Kos-
tenschätzung, für die in Einzelfällen zusätzlich noch 
eine vertiefende bauliche Machbarkeitsstudie ange-
fertigt werden muss.

Mit dieser belastbaren Projektbeschreibung fasst 
dann der Gemeinderat den politischen Maßnahmen-
beschluss mit der Festlegung von Raumprogramm, 
Kosten, Zeitplan und Verfahren.

Auch nach Inbetriebnahme muss begleitet werden

Eine »Phase Zehn« ist – wie die Phase Null – bislang 
kein Standardbaustein für eine Schulbauplanung. 
Dabei müsste auch diese Phase eine genauso wichtige 
Rolle spielen: Der technische Betrieb eines Gebäudes, 
die fortlaufende Aneignung der Räume und die Weiter
entwicklung des Bedarfs durch die Nutzer*innen 
müssen ebenso aufmerksam begleitet werden wie die 
Vorbereitung, um eine dauerhaft erfolgreiche Nut-
zung zu gewährleisten. Im ersten Jahr des Betriebes 
wird es notwendig sein, kleinere technische Mängel 
zu erkennen und zeitnah zu beseitigen. Gegebenen-
falls kann es auch sinnvoll sein, mit dem Einzug in 
das neue Gebäude ein regelrechtes Fortbildungspro-
gramm zu etablieren, das die Lehrkräfte unterstützt, 
die Chancen, die das neue Raumkonzept eröffnet 
hat, auch offensiv zu nutzen.

Darüber hinaus sollte nach mehreren Betriebsjahren 
eine systematische Evaluation des Gebäudes und sei-
ner Alltagstauglichkeit erfolgen. Die Ergebnisse wer-
den allen Planungs- und Entscheidungsbeteiligten 
zur Verfügung gestellt und etwaige Nachbesserun-
gen oder mögliche Anpassungen in der Nutzung von 
Räumen festgelegt. Der entscheidende Effekt aber 
führt über das Bauprojekt selbst weit hinaus: Schul-
träger und Schulbauplaner*innen wie auch die för-
dernden Landesbehörden erhalten die Chance, aus 
Planungsfehlern für zukünftige Schulbaumaßnah-
men zu lernen. Nur so wird es möglich, die Phase 
Null wie auch die anderen Planungsphasen für zu-
künftige Bauaufgaben nutzer*innengerecht und wirt-
schaftlich zu optimieren. Der komplexe Verbund der 
für einen Schulbau zuständigen Instanzen muss zu 
einem lernenden System werden.�

Otto Seydel, Co-Autor  
des Grundlagenwerks zum Schulbau 

»Schulen planen und bauen.  
Grundlagen und Prozesse«

Auch die Schüler*innen müssen mit ihren Wünschen in die Planung ihrer 
Schule einbezogen werden.
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Der Artikel ist zuerst in 
der »Grundschule«  
(Nr. 7/2016) erschienen. 
Wir danken für die 
Genehmigung zum 
Zweitabdruck in leicht 
gekürzter Fassung.
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Nach dem Baustellenbesuch fahre ich weiter in die 
»Schule auf dem lichten Berg«, um den im Mai fer-
tiggestellten Freizeitraum zu besuchen und zu se-
hen, wie dieser genutzt wird. Dort hat das Projekt-
team Sandra Höfinghoff und Adriaan Klein mit den 
Schüler*innen eine modulare bewegliche Podest-
landschaft entwickelt. Die einzelnen Podestmodule 
können im Raum verschoben und unterschiedlich 
arrangiert werden. Ich bin neugierig, ob dies auch so 
praktiziert wird. 

Als Halid* heute in die Schule kommt, sind die Plät-
ze am Hochtisch leider schon besetzt. Er nimmt sich 
seinen zweitliebsten Sitzplatz, den Hocker, auf dem 
man entweder im Schneidersitz sitzen oder ihn um-
drehen und als Sessel benutzen kann. Als Schreibun-
terlage dreht er sich einen anderen Hocker so um, 
dass die schmale Seite etwa 30 cm über seiner Ses-
selsitzhöhe ist. Über dem Lernhäuschen hat Max* 
bereits wieder seine Decke ausgebreitet. Hier in der 
kleinen Höhle kann er sich gut konzentrieren. Im 
Klassenraum ist ihm zu viel Trubel. Eigentlich hat 
fast jede*r Lieblingsplätze. Jetzt kommt Amira*; sie 
stört es nicht, dass am Hochtisch kein Stuhl mehr 

von Katharina Sütterlin

Heute bin ich in der »Schule am Friedrichshain«. 
Dort ist gerade »Bauereignis«, die Bauwoche der 

Klasse KK3a. Gemeinsam mit unserem Team realisie-
ren die Schüler*innen hier den Entwurf, der vor zwei 
Monaten anhand der Ergebnisse eines Designwork-
shops für ihren Klassenraum erarbeitetet wurde. Die 
Bauwochen sind immer der Höhepunkt des Projektes 
und ich freue mich auf die Baustellenstimmung, die 

stolzen und sehr beschäftigten Schüler*innen, und 
ich bin gespannt auf den Baufortschritt. Ob sie be-
reits mit dem großen, runden Besprechungstisch 
begonnen haben?

Lebens-Räume
Als Elternvertreterinnen beteiligten sich die Architektinnen Katharina Sütterlin und  
Susanne Wagner an der Raumgestaltung der Schule ihrer Kinder. Daraus erwuchs das  
Projekt »Bauereignis« – eine Erfolgsgeschichte
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vernünftig arbeiten« (Esperanza, Nürtingen Grundschule)
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frei ist. »Kann ich mich hier dazustellen?« Gestern 
wurde in diesem Klassenraum ein Theaterstück auf-
geführt. Das Podest, auf dem jetzt vier Schüler*in-
nen an niedrigen Tischen auf dem Boden sitzen, 
diente als Bühne. Die kleinen Tischchen hatten sie 
als Bänke für die Zuschauenden verwendet. Hinter 
den normalen Stühlen kamen dann noch die Hoch-
stühle, eine richtige Tribüne. Eine ganze Be-
suchs-Klasse hatte zum Zuschauen Platz.

Schulgebäude sind nach der Kindertagesstätte und 
neben dem privaten Wohnbereich die ersten und da-
mit prägenden architektonischen Hüllen, in denen 
sich jedes Kind, jeder Jugendliche viele Stunden des 
Tages aufhält. Damit haben diese Räumlichkeiten 
eine gestalterisch-erzieherische Wirkung.

Für welche Gesellschaft sollen die Schüler*innen in 
den Schulen »erzogen« werden? Welche Werte geben 
wir ihnen mit? Wie sieht die Gesellschaft von morgen 
aus? Menschlichkeit und mit Geist gefülltes Wissen, 
also eine nachhaltige humanistische Bildung, braucht 
eine ausdifferenzierte Umgebung mit großzügiger 
Atmosphäre. Wo in Schulen sowohl Architektur als 
auch Unterrichts- und Pausen-Arrangements von 
Angst vor dem sich frei entwickelnden Leben ge-
prägt sind, bleiben viele Potenziale im Keim stecken. 
Unfreiheit macht schwach und aggressiv zugleich.

Eine respekt- und liebevoll begleitete Entfaltung 
befriedet und tut unserem gesellschaftlichen Zusam-
menleben gut. Der Boden unserer Arbeit ist die 
grundsätzliche Akzeptanz der Kinder, Jugendlichen, 
Erwachsenen, mit denen wir arbeiten. Sie sind »rich-
tig«, so wie sie sind. Wir arbeiten mit Schüler*innen, 

Pädagog*innen, manchmal auch Eltern zusammen 
und stellen unsere Expertise als Gestalter*innen mit 
Praxiswissen über Schule zur Verfügung.

Unsere Leidenschaft ist es, Schulentwicklung an 
der Schnittstelle zum Räumlich-Dinglichen zu unter-
stützen und zu begleiten. Schlüssel für die Nachhal-

tigkeit ist unser «analoger« Kontakt zur Schule, zu 
den jungen und erwachsenen Menschen, die ihre 
Zeit hier verbringen, und unser Kontakt zu den 
Räumlichkeiten.

Mit unseren Designlösungen möchten wir zur Selbst
tätigkeit anstiften. Eigene Handlungsfähigkeit wird 
in unserer Projektarbeit intensiv erlebt und soll un-
ter anderem über die Gestaltung in den Schulalltag 
hineinwirken. 

Bauereignis feierte letztes Jahr 10-jähriges Bestehen. 
In dieser Zeit haben wir, Susanne Wagner und Katharina 
Sütterlin, mit unserem Team neben klassischen Pla-
nungsleistungen für Schulen und Kitas 70 »Bauereig-
nisse« an 25 Berliner Schulen umgesetzt. »Bauereig-
nisse« sind in sich abgeschlossene übersichtliche 
partizipative Designprojekte vor Ort mit Schüler*in-
nen und Pädagog*innen, mit Projekttagen zur Design

Schüler*innen beleben den Raum und  
nutzen die Lernumgebung kreativ und  
passend zu ihren Bedürfnissen
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»Das Podest ist mein Lieblingsmöbelstück, weil es 
was anderes ist als auf dem langweiligen Stuhl. 

Man hat Kissen und in der Lesezeit kann ich mich 
richig hinlegen und lesen« (Eva, Comenius-Schule)
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Der Bedarf einer Anpassung der Ausstattung an die 
Erfordernisse des Schullebens ist vielerorts groß. 
Gemeinsam mit der Schule eruieren wir die räumli-
chen Angebote und die pädagogischen Ziele der 
Schule und legen die Themen für die »Bauereignis-
se« fest. Oft sind es auch einzelne Pädagog*innen, 
die die Initiative ergreifen und ihren Arbeitsort mit 
uns überarbeiten möchten. In Bezug auf Unterrichts-
entwicklung sind für die Schulen oft die Klassenräume 
das erste Thema. Weitere Bereiche, die wir bisher be
arbeitet haben, sind Freizeiträume, Cafeterien, We-
ge-Leitsysteme, Aufenthaltsbereiche in den Fluren, 
Objekte für den Schulhof, Eingangsgestaltungen.

»Bauereignisse« sind eine direkte Brücke von kon-
zeptioneller Arbeit zur Praxis. Wir empfehlen Schu-
len, sich für Gestaltungsfragen Beratung von außen 
zu suchen. Der professionelle externe Blick ist sehr 
hilfreich. Oft findet sich gestalterische Expertise in 
der Elternschaft und kann für einen ersten Aus-
tausch genutzt werden.�

* Namen geändert
Der Artikel ist bereits in der Zeitschrift des Grundschulverbandes 
»Grundschule aktuell« (Heft 135) erschienen. Wir danken für die Ge-
nehmigung zum Zweitabdruck, hier in gekürzter Fassung.

findung und zum Selbstbau von neuen Einrichtungs-
objekten. Ziel ist es, durch ein an den Handlungen 
orientiertes Design die Gebrauchsfunktionalität von 
Schulräumen für einen am individuellen Lernverhal-
ten orientierten Schulalltag zu erhöhen. Die vorhan-

denen Ressourcen wie Möbel werden mit einbezo-
gen, neu geordnet, gegebenenfalls angepasst und 
durch selbstgebaute Objekte ergänzt.

Im Fokus steht die Alltagskultur. Der Schulalltag 
wird reflektiert, auf Zweckmäßigkeit überprüft und 
atmosphärisch bewertet. Schüler*innen reflektieren 
ihre Umgebung, entwerfen große Visionen und for-

mulieren konkrete Wünsche. Aus die-
sem Fundus entwickeln wir zweck-
mäßige Objektdesigns, praktisch, 
einfach, freundlich, die in einem 
Schüler*innen-Bauprojekt realisier-
bar sind.

Die Entwürfe werden mit den Pä-
dagog*innen und Schüler*innen ab-
gestimmt und dann gemeinsam im 
großen »Bauereignis« realisiert. Die 
anschließende Nutzung, mit der da-
mit einhergehenden Überprüfung 
des selbst Mitentwickelten, rundet 
den Erfahrungsprozess ab. 

Katharina Sütterlin, Tischlerin und 
Architektin, führt seit 10 Jahren 

gemeinsam mit Susanne Wagner das 
Berliner Unternehmen Bauereignis 

Sütterlin Wagner

Rückzugsorte und Zeiten zum Lernen,  
Entspannen oder Spielen sind für die individuelle 

Entwicklung und für das Wohlbefinden in der 
Schulgemeinschaft unverzichtbar
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»Mein Lieblingsmöbel ist die Kiste, weil man da drin 
gut Lesen kann und weil es gemütlich ist« 

 (Luis, Comenius-Schule)
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von Ulrich Meuel und Klaus Will

Es ist Dienstag um 13.30 Uhr. Tutor*innen, Sonder
pädagog*innen und Sozialarbeiter*innen der Fritz-

Karsen-Gemeinschaftsschule in Neukölln treffen sich 
zur wöchentlichen Teamsitzung des 7. und 8. Jahr-
gangs. Jeden Dienstag werden hier intensiv Probleme 
des Jahrgangs besprochen und gemeinsame Lösun-
gen gesucht. Eigentlich nichts Spektakuläres, aber 
die Diskussion ist beeindruckend intensiv und soli-
darisch. Für uns Außenstehende ist nicht erkennbar, 
welche Schüler*innen, die im Mittelpunkt des Ge-
sprächs stehen, welcher Kerngruppe zuzuordnen sind. 
Alle Probleme werden als gemeinsame des Teams 
gesehen und besprochen. 

Aber wie unterirdisch sind die Bedingungen, unter 
denen hier gearbeitet wird! Der Raum mit seinen 28 
Quadratmetern ist im Regelfall mit bis zu 20 Kolleg*in
nen gefüllt. Das sind gerade mal 1,4 Quadratmeter 
für jede*n – inklusive Kaffeemaschine, Kühlschrank, 
Regal, Computer, Materialschrank, Pinnwand und 
Schreibtischplatz. Die Tische sind mit Stapeln von 
Arbeiten, Unterrichtsmaterialien und Büchern be-
deckt. Wir fragen die Kolleg*innen, wie sie es schaf-
fen, hier sinnvoll und konzentriert zu arbeiten und 
wie sie sich einen guten Arbeitsplatz vorstellen.

»Ich finde es hier immer sehr, sehr eng. Wenn alle 
da sind, reichen die Stühle gar nicht. Das nervt!«, 
sagt Karin Müller. Sie hält sich nur selten in dem 
Raum auf, weil alles so beengt ist. Auch bei Silke 
Müller sorgt der fehlende Arbeitsplatz für zusätzli-
chen Stress: »Wenn gleichzeitig Besprechungen statt-
finden und sich drei Leute über einen bestimmten 
Schüler unterhalten, wenn eine versucht gerade Ar-
beiten zu korrigieren und ein anderer mal Ruhe 
braucht, weil er tot aus dem Unterricht kommt, dann 
ist ein so großer Raum ungünstig. Ich merke sehr 
häufig, dass mich der Raum an sich aggressiv macht, 
weil ich mich nicht zurückziehen kann.«

Liane Hannemann formuliert, was aus ihrer Sicht 
ein Arbeitsplatz für Pädagog*innen bieten muss: 
»Dieser Raum müsste so sein, dass man die Flächen 
auch wirklich als Schreibtisch nutzen kann und 
nicht auch noch dort isst, Materialien ablegt und Ab-
sprachen trifft. Es müsste eine Ecke geben, wo man 
ungestört sprechen kann und Ecken mit Schreibti-
schen, die als Arbeitsplatz dienen.«

Ganz ähnlich sieht es Andreas Danner. Es brauche 
einen Teambereich, in dem man kommunizieren, 
Unterricht planen und koordinieren kann, und einen 
abgetrennten Bürobereich mit genügend Ablageflä-
che. »Auf jeden Fall müsste es auch einen Rückzugs-
bereich geben, an dem ich auch mal ungestört arbeiten 

kann. Ich bin Lehrer für Deutsch und Englisch und 
muss oft längere Texte lesen oder korrigieren. Das 
wird richtig schwierig hier, denn die Möglichkeit 
zum Rückzug fehlt völlig. Momentan muss ich also die 
Korrekturarbeiten immer mit nach Hause nehmen.«

Warum bessere Arbeitsräume wichtig sind 

In den Gesprächen wird deutlich, dass die Teamar-
beit sehr geschätzt wird, aber gleichzeitig werden 
die fehlenden Rückzugsmöglichkeiten zum Entspan-
nen und Arbeiten beklagt. Tatsächlich sind solche 
Ruhezonen sehr wichtig für die Gesundheit der 
Lehrkräfte. Beim Burnout, eine der Hauptgefahren 
für die Gesundheit von Lehrkräften, sind fehlende 
Rückzugmöglichkeiten und fehlende Abgrenzung 
zwischen Arbeits- und Privatleben die Hauptursa-
chen der Erkrankung. Denn das Gefühl, nie richtig 
abschalten zu können, führt zu Stress. Erst recht 
dort, wo es keine oder nicht ausreichende Team-
strukturen gibt, die nicht nur Ausdruck moderner 
Pädagogik sind, sondern die konkret Lehrkräfte ent-
lasten, ungesundes Einzelkämpfer*innentum verhin-
dern und helfen, Familie und Beruf besser zu verein-
baren. Eine Studie aus Baden-Württemberg ergab, 
dass insbesondere die Trennung von Privat- und 
Arbeitsbereich und die bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf das Burnoutrisiko senken. 

Bessere Arbeitsplätze in der Schule schaffen
Die Pläne zum Schulbau geben Anlass zur Hoffnung – aber werden neben  
den Unterrichtsräumen auch die Räume für das Personal endlich besser ausgestattet?

Arbeit, Austausch, 
Rückzug – auf 

eineinhalb Quadrat
metern ist das kaum 

möglich
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Die Summe der Arbeitsplätze für Lehrkräfte in allen 
Teamzonen orientiert sich an der Zahl der einer 
Schule rechnerisch zugewiesenen Vollzeitäquiva
lente zuzüglich zwei Arbeitsplätzen pro Teamzone 
für das weitere Personal.

Für eine Grundschule oder auch Sekundarschule 
bedeutet dies 90 Quadratmeter pro Stammgruppen-
bereich für Pädagog*innen sowie Lern- und Arbeits-
mittel. Nicht berücksichtigt sind dabei weitere Ar-
beitsplätze der Beschäftigten im Fachraumbereich. 
Bei der Gestaltung dieser Teambereiche muss unter 
anderem entschieden werden, wie transparent sol-
che Bereiche sein sollen. Hier müssen alle Beteiligten 
mitentscheiden können. Dabei sollten nach unserer 
Auffassung folgende Bedingungen erfüllt sein: 
•	�Für Unterrichtsvorbereitung sowie die Lagerung 

von Unterrichtsmaterial gibt es einen Arbeitsplatz 
mit PC und Internet sowie Telefon für jede Lehr-
kraft. Das Korrigieren von Klassenarbeiten oder 
Lesen von Fachliteratur muss möglich sein. Groß-
raumbüros sind zu vermeiden. 

•	�Arbeits- und Unterrichtsräume müssen per LAN- 
oder WLAN mit dem Schulserver verknüpft sein. 
Es muss möglich sein, selbst beschaffte Notebooks 
oder PCs anzuschließen. Entsprechend muss die 
Software an der Schule auf dem neuesten Stand 
und alle Daten abrufbar sein.

•	�Kleine Besprechungsräume ermöglichen Teamkon-
ferenzen sowie Einzelgespräche mit Schüler*innen 
und Eltern und ungestörtes sowie diskretes Tele-
fonieren.

•	�Für den Austausch gibt es einen Kommunikations-
raum mit Kaffeeecke und Postfächern.

•	�Die Schule hat eine gemeinsame Bibliothek für 
Schüler*innen und Lehrkräfte.

Das erfordert für die Raumplanung einen Mindestan-
satz von sechs Quadratmeter pro Lehrkraft. In Ba-
den-Württemberg sehen die Ende 2015 veröffentlich-
ten neuen Schulbauförderrichtlinien 6 bis 8 Quad-
ratmetern pro Vollzeitlehrkraft vor. Nach dem Refe-
renzrahmen der Montag-Stiftung aus dem Jahr 2012 
haben die ausgewählten Schulen »Ringstabekk« 
(Norwegen) 7,6 Quadratmeter und die schweizeri-
sche »Gesamtschule In der Höh« 7,4 Quadratmeter 
pro Beschäftigte*m. 

Die Berliner Vorschläge bewegen sich also durch-
aus im oberen Bereich des Wünschenswerten, da 
auch in den Fachraumbereichen weitere Arbeits-
plätze geschaffen werden sollen. Die Vorstellungen 
der AG Schulraumqualität werden zwar von allen 
beteiligten Senatsverwaltungen unterstützt, sind 
aber noch nicht konkret beschlossen. Dass diese 
Vorstellungen tatsächlich umgesetzt werden und 
nicht wieder Mittelkürzungen zum Opfer fallen, ist 
Aufgabe der Kollegien und Personalräte – und na-
türlich der GEW!�

Funktionierende Teamstrukturen, Rückzugmöglich
keiten bei der Arbeit sowie eine klare Trennung von 
Arbeits- und Privatleben sind also zwingende Bedin-
gungen, um die Gesundheit der Lehrkräfte zu er
halten. Dies ist erst recht wichtig, wenn die Schule 
eine Ganztagsschule ist. Wer trotz Ganztagsschule 
noch zuhause arbeitet oder arbeiten muss, kommt 
aus dem Hamsterrad Schule nicht mehr raus – und 
wird dann irgendwann und meist noch sehr früh 
krank. Das ist bitter für die betroffenen Lehrkräfte 
und auch teuer für die Arbeitgeber. Deshalb sollten 

beide dafür sorgen, dass nicht nur die Schü-
ler*innen gesunde und gute Lernräume 

bekommen, sondern auch die Ar-
beitsplätze von Lehrkräften so 
gestaltet sind.

Sechs Quadratmeter pro 
Lehrkraft sind das Minimum

Die Facharbeitsgruppe Schul-
raumqualität des Berliner Senats 

schlägt in ihrem Bericht vor: Im 
Teambereich sind Einzelarbeitsplätze für die Lehr-
kräfte und weiteres pädagogisches Personal vorzu-
sehen. Die bisherigen Flächenbedarfe aus zentralen 
Räumen werden in die dezentralen Compartments 
umgeschichtet. Zu einer Teamzone gehören:
•	�Flächen für Aufenthalt inklusive einer Teeküche, 
•	�Einzelarbeitsplätze für Lehrkräfte und weitere Ar-

beitsplätze für das weitere pädagogische Personal 
und Unterstützer*innen,

•	�ein Bereich für Lehr- und Lernmittel und ein Kopier
raum. 

Ulrich Meuel, ehemaliger stellvertretender Schulleiter 
der Fritz-Karsen-Schule und Klaus Will, ehemaliger 

geschäftsführender Redakteur der bbz

Die Arbeitsbe
dingungen vieler 
Pädagog*innen
zimmer sind 
unterirdisch
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Das Interview führte Ronny Fehler

Heike, du leitest den Regionalen Sozialpäd-
agogischen Dienst (RSD) in Berlin-Wedding. 
Beschreibe doch mal euer Arbeitsfeld.

Schlizio-Jahnke: Das Schöne beim RSD 
im Jugendamt ist, dass wir sehr vielseiti-
ge Arbeitsfelder haben. In erster Linie 
zählt hierzu der Kinderschutz. Wir be-
gleiten Familien. Wir gehen Meldungen 
beim Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung nach und klären vor Ort, ob es sich 
um eine solche Gefährdung handelt, ob 

im Kontakt. Hierzu zählen auch die Schu-
len, die Kitas, die Familiengerichte, der 
Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, 
die Erziehungs- und Familienberatungs-
stellen, die Sozialpsychiatrischen Dienste 
und der Kinder- und Jugendpsychiatri-
sche Dienst. Diese Kooperationen sind 
wichtig, um Kinderschutz zu gewährleis-
ten. Wir haben aber auch die Aufgabe, 
Eltern und Familien zu unterstützen und 
zu beraten zum Beispiel bei Sorgerechts-
fragen.

Was neben diesen akuten Einsätzen lei-
der viel zu häufig vernachlässigt wird, ist 
unserer präventiver Auftrag. Auf Grund 

die Kinder in den Familien bleiben kön-
nen und welche Unterstützungsangebote 
für die jeweiligen Familien sinnvoll sind. 
Darüber hinaus sind wir eng mit den Ak-
teur*innen der Kinder- und Jugendhilfe 

SOZIALPÄDAGOGIK� bbz | JUNI 2017

»Wir haben nicht die Zeit, um jeder 
Meldung nachzugehen«
Immer wieder hat die GEW BERLIN auf die Situation der Kolleg*innen in den Berliner  
Jugendämtern aufmerksam gemacht. Die miserable Ausstattung und die unzureichende  
Vergütung werden der Arbeit der Sozialarbeiter*innen in den Jugendämtern nicht gerecht.  
Heike Schlizio-Jahnke leitet den Regionalen Sozialpädagogischen Dienst (RSD) des  
Jugendamts Berlin-Wedding. Sie gibt Einblicke in ihre Arbeit

126 STELLEN UNBESETZT

Zum 1. März 2017 waren von 851 Stel­
len für den RSD in Berlin nur 725,5 
Stellen besetzt. Fast jede sechste Stelle 
blieb unbesetzt. 
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der zunehmenden Arbeitsverdichtung 
können wir zumeist erst aktiv werden, 
wenn es bereits zu spät ist. 

Du beschreibst eine Fülle an Arbeitsprozes-
sen. Wie viel Zeit bleibt denn da für eure 
Klient*innen? 

Schlizio-Jahnke: Tja! Wie viel Zeit kön-
nen wir uns nehmen? Wir nehmen uns 
eigentlich viel zu wenig Zeit. Das ist ein 
unhaltbarer Zustand. Denn es kommt oft 
vor, dass wir sogenannte leichte Fälle 
nicht bearbeiten können. Wir haben ein-
fach nicht die Zeit jeder Meldung nachzu-
gehen. Dabei auch noch präventiv tätig 
zu sein ist undenkbar. Das belastet uns 
natürlich sehr.

Eine genaue Zeit pro Klient*in kann 
nur schwer ermittelt werden. Im Durch-
schnitt betreut ein*e Kolleg*in in Vollzeit 
um die 80 Familien. Hier bleibt für je-
de*n Einzelne*n also nicht mehr viel Zeit. 
Hinzu kommt, dass ein Kinderschutzfall 
mit der umfangreichen Dokumentation 
schnell mal um die sechs bis sieben 
Stunden in Anspruch nehmen kann. Da 
bleibt dann nicht mehr viel Zeit für ande-
re Fälle übrig.

Du hast gerade von 80 Familien gespro-
chen. Ist das mit euren Aufgaben über-
haupt zu vereinbaren?

Schlizio-Jahnke: Nein, das ist nach wie 
vor viel zu viel. Ich muss es nochmal sa-
gen: Bei Einhaltung aller notwendigen 
Schritte und Sofortmaßnahmen sind wir 
mit einer Kinderschutzmeldung bereits 
mehr als einen Tag beschäftigt. Da ist die 
Nachbereitung und die Weiterverfolgung 
des Falls noch nicht mit inbegriffen.

Spätestens seit 2012 macht ihr regelmäßig 
durch verschiedene Aktionen darauf auf-
merksam, wie die Situation in den Jugend
ämtern ist, auch auf eine unzureichende 
Vergütung. Trotz aktueller Tarifergebnisse 
beträgt der Gehaltsunterschied zwischen 
dem in Berlin gültigen Tarifvertrag der Län-
der (TV-L) zum in anderen Bundesländern 
gültigen Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) weiterhin bis zu 220 Euro. 
Wie kommt das bei den Kolleg*innen an?

Schlizio-Jahnke: Scheinbar bedarf es 
hier eines sehr langen Atems. Ich bin sel-
ber darüber erschrocken, wie lange wir 
bereits für bessere Rahmenbedingungen 
und für eine bessere Bezahlung kämpfen. 
Es ist für uns schwer nachzuvollziehen, 
warum es im TVöD eine Regelung für die 
Kolleg*innen mit der sogenannten Garan-
tenstellung gibt und der TV-L hier nichts 
Vergleichbares regelt. Die Garantenstel-

Schlizio-Jahnke: Das ist meine Lieb-
lingsfrage. Denn: Wir machen einen total 
tollen Job. Abwechslungsreich und inter-
essant. Wir müssen ständig dazu lernen 
und es macht Spaß, mit den Familien zu 
arbeiten. Es ist schön, Erfolge zu beob-
achten und wir haben engagierte Kol-
leg*innen. Tatsächlich wird es bei uns nie 
langweilig. Natürlich ist es schwer, wenn 
ich regelmäßig meine Tagesplanung än-
dern muss, weil wieder etwas dazwischen 
gekommen ist. Aber dadurch ist es eben 
auch sehr abwechslungsreich.

Was bräuchte es denn, damit ihr eure Ar-
beit auch weiterhin verantwortlich ausfüh-
ren könnt?

Schlizio-Jahnke: Was ich mir insbeson-
dere wünsche, ist eine Anerkennung die-
ses Berufsfeldes und das nicht nur finanzi-
ell. Nach langem Kampf ist es uns gelun-
gen, dass die zuständige Senatsverwal-
tung einen Maßnahmeplan 2014 entwickelt 
hat. Nur leider ist seit dem nicht viel 
passiert. Da fühlen wir uns nicht ernst 
genommen und erwarten von der Senats-
verwaltung die sofortige Umsetzung. 

Der Maßnahmeplan von 2014 sah vier 
Schritte vor, um die Situation im RSD zu 
verbessern. Die erste Maßnahme sollte sich 
mit der Untersuchung der Personalsituati-
on befassen, während die zweite Maßnah-
me zur Identifizierung der Arbeitsbelastung 
angedacht war. Die Maßnahmen drei und 
vier hatten zum Ziel, Anreize zu schaffen 
um das Berufsfeld attraktiver zu machen 
und zugleich ein Einarbeitungskonzept zur 
Unterstützung von Berufseinsteiger*innen 
zu entwickeln. Es kommt einer Kapitulation 
gleich, dass die Senatsverwaltung hier kei-
ne Verantwortung übernimmt und an den 
selbstgesteckten Zielen arbeitet. Mit wel-
chen Sofortmaßnahmen wäre euch denn 
geholfen?

Schlizio-Jahnke: Da geht es zumindest 
um Standards in der Sozialen Arbeit und 
um die Ausstattung im RSD, damit wir 
gut arbeiten können. Das fängt beim Per-
sonal an: Gute Arbeitsverträge, regelmäßi-
ge Fortbildungen und Supervisionen. 
Aber auch räumliche Dinge sind wichtig, 
wie zum Beispiel ein ordentlicher Bera-
tungsplatz oder ein Wartezimmer. Das 
wäre toll!�

lung bedeutet für Sozialarbeiter*innen, 
Entscheidungen zur Vermeidung der Ge-
fährdung des Kindeswohls treffen zu 
müssen und dafür in die Pflicht genom-
men werden zu können. Als Tätigkeits-
merkmal im TV-L würde dies eine höhere 
Bewertung und damit Vergütung der Tä-
tigkeit zur Folge haben.

Wir haben ganz klar auch einen Fach-
kräftemangel. Wir finden nicht mehr ge-
nügend Menschen, die im Jugendamt ar-
beiten wollen. Das hängt nicht nur mit 

der Bezahlung zusammen, sondern auch 
mit den Bedingungen insbesondere in 
Verbindung mit der extrem verantwor-
tungsvollen Arbeit. 

Hohe Fallzahlen, schlechte Ausstattung 
der Räumlichkeiten, fehlende Supervisi-
on. Zum Teil müssen wir uns sogar unse-
re Büroausstattung selber organisieren. 
Das sind doch keine Anreize, um junge 
Kolleg*innen zu werben beziehungsweise 
in diesem Beruf zu halten. Hinzu kommt, 
dass die Einarbeitung für diese viel zu 
kurz kommt.

Du hast zwei wesentliche Dinge genannt. 
Zum einen die Bezahlung und zum anderen 
die schlechten Rahmenbedingen vor Ort. 
Was macht denn den Beruf dennoch attrak-
tiv für dich? 
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Ronny Fehler, Referent im 
Vorstandsbereich  

Kinder-, Jugendhilfe und 
Sozialarbeit

DIE GEW BERLIN FORDERT

• �Fallzahlbegrenzung im RSD:  
40 Familien auf eine Vollzeitstelle

• �Stellenplanung mit  
Vertretungsreserve

• �RSD-Stellen mit E 10 / A 11  
eingruppieren

Heike Schlizio-Jahnke im Gespräch
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Das Interview führte Doreen Beer

Frau Döhrer, was sind Ihre Aufgaben?
Döhrer: Die Arbeitsschwerpunkte des 

Bundesprogramms »Sprach-Kitas« sind 
eine alltagsintegrierte sprachliche Bil-
dungsarbeit, eine inklusive Pädagogik 
und die Zusammenarbeit mit Familien. 
Die Herausforderung besteht für uns 
Sprachexpert*innen in der Balance zwi-
schen der Arbeit mit den Kindern und 
ihren Familien und gleichzeitig unseren 
Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
für die Kita-Teams. Mit den Beteiligten 
arbeiten wir intensiv und zugewandt. Für 
mich kommt innerhalb der vielseitigen 
Aufgaben die Beziehungsarbeit nach wie 
vor an erster Stelle.

tern braucht und kann dieses mit ihr 
vorbereiten und sie dabei begleiten. An-
dererseits kann ich durch meine zusätz-
liche Arbeit das einzelne Kind stärker in 
den Fokus nehmen. Ich arbeite dabei vor 
allem in den Gruppen und ziehe die Kin-
der möglichst nicht mehr heraus, um 
mich immer auch mit den Erzieher*innen 
auszutauschen und zu beraten. Für die 
Kinder entsteht so keine externe Situati-
on und die Erzieher*innen können sehen, 
wie ich den Kindern begegne und mit ih-
nen arbeite.

Können Sie Beispiele geben, bei welchen 
Schwierigkeiten Sie Erzieher*innen in der 
Arbeit mit einzelnen Kindern oder bei der 
Elternarbeit unterstützen?

Döhrer: Ich denke, dass Sprachexpert*in
nen aufgrund ihrer Qualifikationen und 

Können Sie das genauer erläutern? Wie ge-
hen Sie diese Herausforderung an?

Döhrer: Um Menschen sinnvoll unter-
stützen zu können, muss man zuerst in 
Kontakt und dann in Austausch miteinan-
der kommen. Nur wenn ich in Kontakt 
mit Kindern und Eltern, sowie mit mei-
nen Erzieher*innen bin, kann ich ihnen 
hilfreiche Unterstützung bieten. Die Ar-
beit im Team ist dabei die Voraussetzung 
für eine ergänzende und aufeinander ab-
gestimmte Arbeit. Im Gegensatz zu den 
Erzieher*innen bin ich als zusätzliche 
Fachkraft nicht in den Gruppendienst 
eingebunden. Einerseits erfahre ich durch 
den Austausch mit ihnen mehr von den 
Kindern und ihren Familien, aber auch 
über ihre Arbeitsweise und Fragen. So er-
fahre ich zum Beispiel, ob eine Erzie-
her*in Hilfe bei einem Gespräch mit El-

SOZIALPÄDAGOGIK� bbz | JUNI 2017

Miteinander sprechen lernen
Mit zusätzlichen Fachkräften will die Bundesregierung den Spracherwerb von 
benachteiligten Kindern fördern. Das Bundesprogramm »Sprach-Kitas« soll bundesweit 
bis zu 4.000 Schwerpunkt-Kitas mit einer zusätzlichen halben Fachkraftstelle verstärken.  
Das Programm richtet sich insbesondere an Einrichtungen mit einem hohen Anteil an 
Kindern aus bildungsbenachteiligten Familien oder Familien mit Migrationshintergrund. 
Jenny Döhrer arbeitet als zusätzliche Fachkraft für Sprache in einer dieser Kitas

Miteinander Sprechen lernen
Mit zusätzlichen Fachkräften will die Bundesregierung den Spracherwerb  
von benachteiligten Kindern fördern
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ihrer Freiheit vom Gruppendienst Dinge 
mit einem anderen Blick wahrnehmen 
und anregend wirken können. Sprache ist 
mehr als das gesprochene Wort. Wenn ein 
Kind nicht oder undeutlich spricht, mer-
ke ich vielleicht durch Beobachtung, dass 
es viel aufnimmt und einen großen Wort-
schatz hat, aber einfach Zeit braucht, um 
die richtigen Worte zu finden. Erwachse-
ne reden teilweise so viel auf das Kind 
ein, dass es selbst nicht mehr zu Wort 
kommt. Kinder brauchen manchmal ein-
fach Zeit, um die richtigen Worte zu fin-
den. Dem Kind dann seinen Raum zu las-
sen, ist eine echte Herausforderung, da 
es in der Kindergruppe teilweise einfach 
zu wenig Zeit für das einzelne Kind gibt. 

Aber auch mit Eltern ist es wichtig, in 
einen offenen und achtsamen Dialog zu 
treten. Bei einem Elternpaar habe ich be-
stimmt ein dreiviertel Jahr gebraucht, bis 
sie sich auf ein Gespräch über die logo-
pädischen Probleme ihres Kindes einlas-
sen konnten. Im Gespräch wurde dann 
klar, dass sich die Eltern zwischen den 
Fachkräften und ihren unterschiedlichen 
Ansichten hin- und hergeworfen sahen. 
Die Eltern müssen dann auch die Mög-
lichkeit haben, das sagen zu können. 
Auch gibt es unterschiedliche Wahrneh-
mungen sprachlicher Auffälligkeiten zwi-
schen Eltern und Erzieher*innen. Eltern 
können Schwierigkeiten überhören, da 
sie sich in die Sprache ihres Kindes be-
sonders reinhören oder sie wollen die 
Schwierigkeiten nicht wahrhaben.

Verstehe ich Sie richtig, dass Sie eine Ver-
mittlungsfunktion zwischen den Beteiligten 
einnehmen und das Sprechen insgesamt in 
Bewegung bringen?

Döhrer: Ja, ich sehe mich ganz stark in 
solch einer Vermittlungsfunktion. Es darf 
auch nicht vergessen werden, dass Sprach
förderung eine ganzheitliche Aufgabe ist. 
Es geht heute nicht mehr nur darum, 
dass ich als Sprachförderkraft in einen 
Raum komme, in dem drei Kinder sitzen 
und ich ihnen nun die Sprache beibringe. 
Es geht vielmehr darum, gemeinsam mit 
den Erzieher*innen wahrzunehmen, wie 
sich das Kind entwickelt und mit der ge-
samten Entwicklung auch seine Sprache. 
Das heißt, ich muss einen ganzheitlichen 
Blick auf das Kind und seine Möglichkei-
ten werfen. Der nächste Schritt ist es 
dann, gemeinsam mit den pädagogischen 
Fachkräften zu überlegen, wie wir das 
einzelne Kind möglichst gut bei seinen 
Entwicklungsschritten fördern können.

Das reicht bis dahin, dass ich sehen 
muss, dass Kinder in der Kita in einer an-

cher oder haben andere Vorstellungen. 
Aber nahezu alle Eltern wollen, dass ihre 
Kinder gute Entwicklungschancen haben 
und gleichberechtigt sind. Demnach soll-
ten wir zusammenarbeiten und uns ge-
genseitig ergänzen.

Würden Sie sagen, dass Sie dem Ziel glei-
cher Chancen durch ihre Arbeit ein Stück 
näherkommen?

Döhrer: Ich glaube, hier werden viele 
wichtige Prozesse angestoßen, die Zeit 
brauchen, um sich zu entwickeln. In den 
nahen Beziehungen zu den Kindern, den 
Eltern und den Erzieher*innen können 
wir viel bewirken. Das ist die Stärke des 
Programms – die zusätzliche Fachkraft ist 
täglich vor Ort. Häufig werden gute Vor-
haben aber durch knappe Ressourcen 
behindert. In den Kitas ist es vor allem 
die Zeit und der Personalschlüssel. Es 
gibt oft einen hohen Krankenstand. Und 
wenn man sich die Gruppen anschaut 
und überlegt, dass eine Erzieher*in für 
viele, oft dadurch auch unausgeglichene 
Kinder alleine zuständig ist und dabei 
noch gute Bildungsarbeit leisten soll, 
geht das gar nicht. Von der Öffentlichkeit 
her braucht dieser Bereich definitiv viel 
mehr Achtung und Beachtung.

Was wünschen Sie sich für ihre Arbeit?
Döhrer: Mehr Zeit und Geduld für die 

Kinder zu haben, um nicht immer den 
eigenen Druck weiterzugeben. Ich hoffe, 
dass sich langsam ein Umdenken entwi-
ckelt und erkannt wird, dass Fachkräfte 
für Sprache grundsätzlich wichtig für die 
pädagogische Arbeit in den Kitas sind 
und nicht in zeitlich begrenzt ablaufen-
den Projekten eingesetzt sein sollten.�

deren Situation sind als zu Hause. Mit 
den Eltern zu teilen, was da eigentlich 
gerade mit dem Kind passiert, ist unsere 
Aufgabe. Ein wichtiger Punkt in der Zu-
sammenarbeit mit den Eltern ist es zum 
Beispiel darüber aufzuklären, wie die Kin-

der in der Kita – innerhalb einer Kinder-
gruppe – mit allen Sinnen lernen und was 
für das Leben in der Stadt wichtig ist.

Sprachkitas sind Einrichtungen mit einem 
hohen Anteil an Kindern aus bildungsbe-
nachteiligten Familien oder Familien mit 
Migrationshintergrund. Welches Ziel ver-
folgt das Programm »Sprach-Kitas«?

Döhrer: Bei dem Programm geht es da-
rum, allen Kindern gleichberechtigte Teil-
habe an Bildung und Gesellschaft zu er-
möglichen. Ein Schlüssel dazu ist die 
Sprache. »Sprach-Kitas« sollen auch das 
Bewusstsein für die Bildungsarbeit in Kin-
dertagesstätten nachhaltiger prägen. Teil-
weise sind Eltern in der Erziehung unsi-
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Theaterstück mit Kabarett 
von Volker Ludwig und Detlef Michel

Für Erwachsene

Premiere der Neufassung: 17. Juni | 18 Uhr
Weitere Vorstellungen: 18. Juni | 18 Uhr 
7. und 8. Juli | 19.30 Uhr 

Weitere Termine und Stücke: grips-theater.de

EinE linkE GEschichtE

A N Z E I G E

Jenny Döhrer lehrt sprechen
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»Sprache ist mehr als das 
gesprochene Wort«

Doreen Beer, Mitglied der bbz-Redaktion
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von Hermann Werle

Die Freude war groß, als am 8. Juni 
letzten Jahres die Preisträgerschulen 

des Deutschen Schulpreises 2016 be-
kannt gegeben wurden. Als Außenseiterin 
ins Rennen gegangen, gewann die Schule 
für Erwachsenenbildung (SfE) aus Kreuz-
berg einen der zweiten Plätze und durfte 
sich über 25.000 Euro Preisgeld freuen. 
Bedeutender als diese Prämie war jedoch 
die öffentliche Aufmerksamkeit für ein 
Schulkonzept, welches in Deutschland 
einmalig ist.

chen Jahres die Gleichwertigkeitsaner-
kennung mit den in §2, Abs.1 BAFÖG ge-
nannten Ausbildungsstätten. Nach sieben 
Jahren in einer Büroetage in Berlin-Tem-
pelhof erwarb die SfE gemeinsam mit an-
deren Projekten im Jahr 1979 das ehema-
lige Fabrikgebäude der Schriftgießerei 
Berthold, den heutigen Mehringhof in der 
Gneisenaustraße in Kreuzberg.

Noten Nee – SfE

Inzwischen kann die Schule auf über 40 
Jahre Erfahrungen als »Schule ohne No-
ten« verweisen und nimmt eine Vorreiter-

Die SfE ist eine alternative Schule zur 
Vorbereitung auf den Mittleren Schulab-
schluss (MSA) und das Abitur. Ihre Grün-
dung geht auf einen Konflikt in einer pri-
vaten Lehranstalt zurück, der 1972 zu 
einem Schulstreik gegen die autoritäre 
Schulleitung, Leistungsdruck und Kündi-
gungen mündete. Am Ende der Auseinan-
dersetzung stand der Entschluss von 
Schüler*innen und Angestellten, eine 
neue Schule zu gründen: Selbstverwaltet 
und mit emanzipatorischem Anspruch. 
So wurde 1973 die Schule für Erwachse-
nenbildung e. V. als alternative Einrich-
tung des »Zweiten Bildungswegs« ge-
gründet und erhielt am 30. April des glei-

Selbst- 
bestimmtes  
Lernen ohne 
Notenstress
Die Berliner Schule für 
Erwachsenenbildung geht seit über 
40 Jahren ihren eigenen Weg, 
gewann im Jahr 2016 den zweiten 
Platz beim Deutschen Schulpreis 
und ist nun auch im Kino zu sehen
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rolle in der Erwachsenenbildung ein, da 
sie von Schüler*innen und Lehrer*innen 
selbst verwaltet wird. Das Lernen ohne 
Zensuren gehört zu den Grundprinzipien 
der Schule und bietet den Schüler*innen 
die Möglichkeit, sich ohne Konkurrenz-
denken und Leistungsdruck angstfrei auf 
die externen Prüfungen vorzubereiten. 
Nicht das Erheischen guter Noten, son-
dern die kollektive Lernerfahrung steht 
im Vordergrund, wobei die Schüler*innen 
selbst über die Arbeitsschwerpunkte und 
Lehrmaterialien bestimmen und den Un-
terricht aktiv mitgestalten können. Beur-
teilungen der Lehrenden erfolgen über 
Lernrückmeldungen in Gesprächen oder 
in schriftlicher Form und dienen primär 
der Förderung und Ermutigung. Die Er-
fahrungen zeigen, dass es in der Regel 
nicht die Inhalte sind, die den jungen 
Menschen Probleme bereiten. Vielmehr 
ist es die prüfungsorientierte Form der 
Vermittlung und der Druck, sich be-
stimmte Wissensportionen in einem vor-
gegebenen Zeitrahmen anzueignen, um 
sie in Prüfungen abrufen zu können. Da-
von ausgehend, dass sich Lernen und 
Verstehen nicht in einen engen zeitlichen 
Rahmen pressen lassen, wird dieser in 
der SfE möglichst flexibel gehandhabt, 
um alle Beteiligten teilhaben und ihren 
Zugang zu Themengebieten finden zu 
lassen.

Mitentscheiden und gestalten

Neben dem Lernen ohne Noten stellt die 
demokratische Grundstruktur ein prägen-
des Element der SfE dar. Alle die Schule 
betreffenden Entscheidungen werden in 
den zweiwöchentlich stattfindenden Voll-

versammlungen getroffen. Über Neuein-
stellungen bis zur Sorte des Frühstücks-
kaffees, über die Höhe des Schulgeldes 
wie auch die Höhe der Gehälter entschei-
det die Vollversammlung, dass heißt alle 
Schüler*innen und Angestellten. Auf die-
ser Grundlage entstehen regelmäßig Ar-
beitsgruppen, die sich sowohl mit inter-
nen als auch externen Themen beschäfti-
gen. So beteiligte sich die SfE an verschie-
denen Schulstreiks, die die Bildungsmise-
re im Berliner Schulsystem thematisierten 
und so entstanden auch die Werbe-AG, 
die sich der Gestaltung von Werbeflyern, 
Spuckis und der Präsentation im Internet 
widmet oder die Ghana-AG, die eine kon-
tinuierliche Schulpartnerschaft mit dem 
Ghana Permaculture Institute in dem 
westafrikanischen Land anstrebt. Ende 
2013 fand sich so auch der »Arbeitskreis 
Berthold AG«, in dessen Rahmen Schü-
ler*innen verschiedener Jahrgangsstufen 
die Geschichte jener Schriftgießerei von 
Weltruf erforschten, deren Stammsitz 
sich seit 1869 in dem Gebäude befand, 
welches seit 1979 die SfE beheimatet. Da-
bei ging es um die bei der Berthold AG 
beschäftigten Zwangsarbeiter*innen wäh-
rend des Faschismus und die Geschichte 
des Unternehmens sowie der Branche. 
Das Ergebnis ist eine viel beachtete Aus-
stellung sowie das 120 Seiten umfassende 
Buch »Bleilettern aus Kreuzberg erobern 
die Welt«, welches in Fachkreisen große 
Aufmerksamkeit erregte.

Bei der Suche nach einem passenden 
Geschichtswettbewerb für die Arbeit der 
»Berthold AG« fand sich an Stelle dessen 
die Ausschreibung zum Deutschen Schul-
preis, ausgelobt von der Robert-Bosch- 
und der Heidehof-Stiftung. Nach anfäng-
licher Skepsis und Recherchen zur Bosch-

Hermann Werle,  
Lehrer für Geschichte und 

Politik an der SfE

Stiftung entschied die Vollversammlung, 
dass sich die SfE daran beteiligen solle. 
Schließlich gehörte zu den Bewerbungs-
kriterien der »Umgang mit Vielfalt« sowie 
»Verantwortung«. Zwei Punkte, bei denen 
die SfE in jedem Fall glänzen konnte. Die 
Jury des Schulpreises hielt sich dann bei 
der Preisverleihung mit Lorbeeren auch 
nicht zurück. In ihrer Laudatio heißt es, 
dass es beeindrucke, »wie unprätentiös 
und selbstverständlich hier Inklusion mit 
Leben gefüllt wird, wie vielfältige Arbeits-
bündnisse zum Zwecke des Lernens auf 
Augenhöhe bestehen und ausnahmslos 
alle die Schule betreffenden Fragen in der 
Vollversammlung geklärt werden.« 

Nach dem Schulpreis nun auch im Kino

Einen Einblick in das innere Leben der SfE 
vermittelt der Film »Berlin rebel high 
school«, produziert von dem Filmema-
cher und ehemaligen SfE-Schüler Alexan-
der Kleider. Die Dokumentation, die jun-
ge Menschen über drei Jahre auf ihrem 
Weg zum Abitur begleitet, ist ab Mai in 
vielen Kinos zu sehen und erhielt von der 
Deutschen Film- und Medienbewertung 
bereits das Prädikat »besonders wert-
voll«.�

www.sfeberlin.de

GEW-KALENDER 2017/2018: JA, DEN WILL ICH HABEN!
	�Ich hole die Kalender für meine KollegInnen in der Geschäftsstelle ab.
	��Ich möchte einen »Berliner Schulkalender« (DIN A 6) zugeschickt bekommen
	��Ich bestelle den »Berliner Lehrerinnen- und Lehrerkalender« (DIN A 5) auf Rechnung  
zum Sonderpreis für Mitglieder von 6,50 Euro (inkl. Versand).

Name, Vorname:_____________________________________________________________________

Schule:______________________________________________________________________________

Adresse:_____________________________________________________________________________

Datum, Unterschrift:_________________________________________________________________

✃ Zwei unterschiedliche Kalender  
für das kommende Schuljahr
• Den »Berliner Schulkalender« (das ist der kleine gelbe Ka­
lender im Format DIN A 6 für die Ringbuchhülle) erhalten 
weiterhin alle Mitglieder im Schulbereich kostenlos von ihren 
Vertrauensleuten.

• Mitglieder an Schulen, an denen diese Verteilung nicht ge­
sichert ist, bekommen den Kalender nicht automatisch zuge­
schickt; sie müssen ihn bei uns mit diesem Formular oder 
anfordern unter 
www.gew-berlin.de/schulkalender.php

• Der »Berliner Lehrerinnen- und Lehrerkalender« (das ist der 
größere Kalender im Format DIN A 5) kann ebenfalls mit die­
sem Formular bestellt werden, er kostet für Mitglieder 5 Euro 
bei Abholung bzw. 6,50 Euro inklusive Versand. Bestellung 
auch über www.gew-berlin.de/lehrerkalender.
php

GEW-KALENDER FÜR DAS SCHULJAHR 2017/2018 
Alle Bestellmöglichkeiten gibt es auch im Internet unter 

www.gew-berlin.de/kalender.htm
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von Birgit Zwikirsch und Christian Katz

Im Januar 2015 konnte die syrisch-kur-
dische Stadt Kobanê erfolgreich gegen 

die Angriffe des sogenannten Islamischen 
Staats (IS) verteidigt werden. Weltweit wur-
den dadurch Interesse und Sympathie für 
die demokratische Selbstverwaltung in 
Rojava geweckt. Seit mehr als fünf Jahren 
findet in dem Gebiet ein basisdemokra-
tisch organisierter gesellschaftlicher Auf-
bau statt, der sich an den Prinzipien der 
kulturellen und religiösen Vielfalt, der 
Geschlechtergerechtigkeit und der Öko-
logie orientiert und der damit für die 
Menschen in der Region eine beeindru-
ckende Alternative zur nationalistischen 
und radikalreligiösen Ausgrenzung und 
Gewalt aufzeigt.

Auf verschiedene Weise soll dieses ge-
sellschaftliche Projekt jedoch zum Schei-
tern gebracht werden. Durch militärische 
Angriffe des IS und durch den Nachbarn 
Türkei, der inzwischen offen Gebiets-
ansprüche formuliert. 

Trotz allem arbeitet die Bevölkerung 
von Rojava in eindrucksvoller Weise wei-
ter am gesellschaftlichen Aufbau, im 
Bildungswesen am praktischen Wieder-
aufbau der Schulgebäude ebenso wie am 
Neuaufbau eines demokratischen Bil-
dungssystems, das das bisherige autori-
täre Schulwesen ablöst und Bildung auf 
der Grundlage von Demokratie und Di-
versität neu organisiert. Angesichts des 
verhängten Embargos steht sie dabei vor 
extremen Herausforderungen.

Seit Anfang 2015 engagieren sich zwei 
Oldenburger Schulen im Rahmen des bun
desweiten Netzwerks »Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage« für ein So-
lidaritäts- und Schulpartnerschaftsprojekt 
mit Kobanê. Angesichts der Zerstörung 
der Stadt nach ihrer Verteidigung gegen 
den IS beschlossen die Oberschule Evers-
ten und die Helene-Lange-Schule, mit ei-
nem langfristig angelegten Projekt zum 
Wiederaufbau der Schulen in Kobanê bei-
zutragen, und nach Möglichkeit Schul-
partnerschaften zu beginnen. Sie veran-
stalteten zwei gemeinsame Spendenläufe, 
die große Unterstützung in der Schulöf-
fentlichkeit und die Zustimmung in der 

tungen für den Austausch und suchen 
nach weiteren Möglichkeiten für Spen-
densammlungen. In der Oldenburger Öf-
fentlichkeit und in Kobanê hat das Schul-
projekt viel Anerkennung gefunden. 

Aber der Wiederaufbau steht noch vor 
großen Herausforderungen, um allen Kin-
dern vor Ort eine Zukunftsperspektive 
bieten zu können. Sie zu bewältigen, ist 
ein sinnvoller und wichtiger Beitrag zur 
Verminderung von Fluchtursachen.

Der GEW-Landesausschuss für Migration, 
Diversität und Antidiskriminierung in Nie
dersachsen unterstützt das in Oldenburg 
initiierte Schulprojekt für Kobanê. Zu sei-
ner Fortsetzung und seinem Erfolg soll-
ten nicht allein die Schüler*innen, Eltern 
und Kolleg*innen dieser beiden Schulen 
beitragen. Unterstützt auch ihr das Schul-
projekt mit einer Spende und/oder werbt 
für den Aufbau weiterer Schulpartner-
schaften mit Schulen in Nordsyrien. �

Kontakt: www.obs-eversten.de und www. hls-ol.de

Lokalpresse fanden. Mit deren Spenden-
aufkommen konnten zwei zerstörte Schu-
len in Kobanê wieder aufgebaut und mit 
Mobiliar ausgestattet werden. Mit Aus-
stellungen und mit den Informationen 
aus einem Briefkontakt zum Wiederauf-
baukomitee in Kobanê informierten die 
Oldenburger Schulen sich und die Öffent-
lichkeit über die aktuelle Situation. Inzwi-
schen haben sie offizielle Schulpartner-
schaften mit zwei Schulen im Kanton 
Kobanê vereinbart, treffen erste Vorberei-

Birgit Zwikirsch und Chistian Katz,  
Projektkoordinator*innen

Umgeben von Schutt und Hunger
In der Stadt Kobanê in Nordsyrien (Rojava), zeigt eine Partnerschaft mit zwei Oldenburger Schulen, 
dass Helfen auch von hier aus erfolgreich sein kann

SPENDEN

Schulen ohne Rassismus Oldenburg
IBAN: DE20 2805 0100 0023 1286 63	

BIC: BRLADE21LZO

mit Spendenbescheinigung  
(bitte Namen und Adresse angeben):

Stiftung Bildung und Solidarität
IBAN: DE73 2805 0100 0001 6479 

32BIC: BRLADE21LZO

Verwendungszweck jeweils:  
Schulprojekt Kobanê

Mit den Spendengeldern konnten zwei zerstörte Schulen in Kobanê wieder aufgebaut wer-
den.� FOTO: PRIVAT
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von Katja Sprzagala und Michael Brüser

Viele Kolleg*innen verbinden mit dem 
Gymnasium übervolle Klassen, Kor-

rekturstress, Stoffverdichtung durch die 
Schulzeitverkürzung und vor allem das 
Gefühl, sich in einem Hamsterrad zu be-
wegen und wenig bewirken zu können. 
Genügend Gründe, einmal in Ruhe über 
Arbeitsbelastung und Wege zur Entlas-
tung zu reden. Zudem gilt es, sich mit 
aktuellen Veränderungen am »altehrwür-
digen Gymnasium« auseinanderzusetzen. 
Deshalb hat die GEW BERLIN im März 
erstmals seit 2012 wieder einen Fachtag 
Gymnasium organisiert. Das Programm 
bestand aus einer bunten Mischung von 
Workshops und Impulsreferaten.

Killerfaktoren für die Inklusion 

Der zunehmenden Heterogenität der Schü
ler*innen möchte Heribert Schmitt mit 
einer individuelleren Gestaltung der Ober
stufe, analog dem späteren Studium, begeg
nen. Er plädierte in seinem Eröffnungsvor
trag für eine modularisierte Oberstufe, in 
der die Schüler*innen das Abitur in zwei 
bis vier Jahren ablegen und die Abitur-
prüfung über mehr als ein Jahr verteilen 
können. Schmitt warb für diesen Vorschlag, 
damit sich Schulen finden, die bereit zur 
Beteiligung an einem Schulversuch sind. 
Voraussetzung für ein solches Pilotpro-
jekt wäre allerdings, dass die Kultusmi-

Verantwortung dafür, dass Teilzeitkräfte 
auch unteilbare Aufgaben nur anteilig 
wahrnehmen oder an anderer Stelle ent-
lastet werden. Dafür müssen den Schulen 
aber die benötigten Stunden zur Verfü-
gung gestellt werden. Die pädagogische 
und demokratische Partizipation aller Kol
leg*innen an schulischen Prozessen ist 
nur gewährleistet, wenn alle die Möglich-
keit haben, innerhalb ihrer Arbeitszeit an 
Gesamtkonferenzen, Fachkonferenzen, Stu
dientagen und Schulfesten teilzunehmen. 

Jede Woche 50.000 unbezahlte 
Überstunden

In der letzten Vortrags- und Diskussions-
runde der Veranstaltung berichtete Tho-
mas Dornhoff über die Ergebnisse einer 
großangelegten Arbeitszeitstudie in Nie-
dersachsen. Das Fazit lautete, dass die 
Lehrkräfte an niedersächsischen Gymna-
sien wöchentlich 50.000 Stunden unbe-
zahlte Mehrarbeit leisten. Davon betrof-
fen sind vorrangig Teilzeitlehrkräfte. In-
wiefern wir aus dieser Studie Honig saugen 
können, war natürlich eine zentrale Fra-
gestellung. Die Studie beleuchtete die Si
tuation eben nur in jenem Bundesland. 
Beachtet man aber die Unterrichtsverpflich
tung in Niedersachsen (23,5 Stunden), so 
ist davon auszugehen, dass wir Berliner*in
nen diese Zahlen deutlich übertreffen.�

nisterkonferenz ihre zeitlichen Abiturre-
gelungen lockert.

Die Mehrheit der befragten Gymnasial-
lehrkräfte befürwortet die Inklusion. Das 
hat Daniel Schmöcker in einer Studie zur 
Inklusion an Berliner Gymnasien festge-
stellt. Die Kolleg*innen fühlen sich aber 
häufig schlecht informiert, unterqualifi-
ziert und überfordert. Sparmaßnahmen, 
Überforderung und Personalmangel iden-
tifiziert Schmöcker als »Killerfaktoren« 
für die Inklusion. Alle drei Faktoren seien 
an Berliner Schulen wirksam. In der sich 
anschließenden Diskussion wurde auch 
die schlechte Ausstattung der Gymnasien 
kritisiert. Schüler*innen mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf sind an den Gym
nasien angekommen, aber die Lehrer*in-
nen verfügen nur in Ausnahmefällen über 
die notwendige Expertise. Die vom Fach-
beirat empfohlenen innerschulischen 
Kompetenzzentren fehlen, und meistens 
gibt es nicht einmal eine Sonderpädago-
gin oder einen Sonderpädagogen vor Ort. 
Erschwerend kommt hinzu, dass Inklusi-
on an Gymnasien in der Regel in beson-
ders großen Klassen stattfinden muss. 

In einer Arbeitsgruppe wurde die Redu-
zierung der Arbeitsbelastung durch Be-
schlüsse der Gesamtkonferenz diskutiert. 
Der Schwerpunkt des Interesses lag auf der 
Entlastung der Teilzeitkräfte. Man war sich 
einig, dass die Verteilung der teilbaren 
Aufgaben (zum Beispiel Aufsichten und 
Korrekturen) transparent und gemäß dem 
Teilzeitanteil in Grundsatzbeschlüssen 
festgelegt werden muss. Die Senatsver-
waltung sieht die Schulleitungen in der 

Katja Sprzagala und Michael Brüser,  
Gymnasiallehrkräfte in Mitte

Von Modulen, Inklusion und Überstunden 
Auf dem Gymnasialtag der GEW BERLIN stand die übergroße Arbeitsbelastung im Mittelpunkt  
der Gespräche. Aber auch über bildungspolitische Herausforderungen wurde lebhaft gestritten
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von Maja Lasić und Orkan Özdemir

Der demografische Wandel in Deutsch-
land und der sich daraus ergebende 

Fachkräftemangel erfordern gesellschafts
politische Strategien, die auf die vorhan-
denen Potenziale aller Jugendlichen set-
zen. Dabei neue Zielgruppen zu erschlie-
ßen ist eine Aufgabe, die nicht nur den 
öffentlichen Dienst, sondern auch die 
Privatwirtschaft vor Heraus-
forderungen stellt: »Bewähr-
te« Praktiken der Rekrutie-
rung müssen sich der »neu-
en Diversität« potenzieller 
Nachwuchskräfte anpassen. 
Für eine erfolgreiche Ein-
wanderungsgesellschaft brauchen wir 
eine offene und vielfaltsfähige Kultur der 
Fachkräftegewinnung. Dies gilt beson-
ders für Schulen und Arbeitgeber*innen. 

Anders als Kinder und Jugendliche aus 
bildungsbürgerlichen Sozialräumen kann 
ein*e Schüler*in aus einer sogenannten 
»Brennpunkt-Schule« bei der Berufswahl 
mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
auf Netzwerke, Ressourcen und Erfahrungs
wissen der Eltern und aus dem familiären 
Umfeld zurückgreifen. Dies bedeutet auch, 

muss daher zu einem übergeordneten 
Ziel werden. Dies ist keine vorübergehen-
de Sonderaufgabe, die mit zeitlich befris-
teten Projekten gelöst werden kann. Es 
muss nachhaltige und strukturelle Anpas-
sung geben. Ansonsten werden Chancen
ungleichheit und perspektivlose Lebens-
verläufe weiterhin reproduziert.

Nach eineinhalb Jahren unzähliger Bera
tungen mit Expert*innen aus Politik, Schu-
le und Wirtschaft hat der Berliner Senat 

2015 das Landeskon-
zept Berufs- und Stu-
dienorientierung (La-
Ko BSO) auf den Weg 
gebracht und im Land 
Berlin implementiert. 
Gemeinhin wird es 

zu Recht als »großer Wurf« und wichtige 
Weiterentwicklung im Übergangssystem 
Schule-Beruf bewertet. Das Übergangs-
system des Landes Berlin wurde durch 
die Novellierung konzeptionell auf
gewertet und zielorientierter ausgerich-
tet. Es schafft eine einheitliche Grundlage 
für die systematische Heranführung von 
Schüler*innen an die Arbeitswelt. 

Das Herzstück bildet die von BQN Berlin 
entwickelte und erfolgreich erprobte Qua
lifizierte Vierstufigkeit, wonach Betriebs-

dass diese Jugendlichen aufgrund fehlen-
der Vorbilder und häufiger Unkenntnis so
zio-kultureller Codes kaum in der Lage 
sind, sozialräumliche Kodierungen zu ent
schlüsseln. Infolgedessen fühlen sie sich 
in ihrer Selbstwirksamkeit eingeschränkt. 
Verstärkt wird dies bei vielen Jugendlichen 
zusätzlich durch internalisierte Diskrimi-
nierungserfahrungen, die sie aufgrund 
der Migrationsgeschichte ihrer Familien 
gemacht haben. Die Direktive muss daher 
heißen: Ungleiches ungleich behandeln 

und Chancengleichheit herstellen. Diese 
schwierige Ausgangslage der Jugendlichen 
manifestiert sich unter anderem in gerin-
gen Übergangsquoten in die Ausbildung, 
was weitere Schwierigkeiten nach sich 
zieht: Viele von ihnen gehen prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse ein oder müs-
sen ihren Schulbesuch unproduktiv ver-
längern. Ihre soziale Ausgrenzung ver-
schärft sich in der Folge.

Die Arbeitsmarktintegration von Jugend
lichen aus benachteiligten Sozialräumen 
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»Die Jugendlichen nehmen die defizitorientierte 
Fremdwahrnehmung an«

Ungleiches ungleich behandeln –  
mehr Chancengleichheit schaffen!
Die Arbeitsmarktintegration von Jugendlichen aus benachteiligten Sozialräumen  
muss zu einem übergeordneten Ziel werden
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nicht in der Lage, solche Abwertungser-
fahrungen als beispielsweise rassistische 
Haltungen Dritter zu identifizieren. Viel 
eher wirken diese Abwertungserfahrun-
gen so, dass sie das Selbstbewusstsein 
und die Selbstwahrnehmung negativ be-
einflussen. Mit der defizitorientierten 
Fremdwahrnehmung geht auch einher, 
dass Schüler*innen diese Rolle, die ihnen 
zugeschrieben wird, im Zuge ihrer Pers-
pektivlosigkeit und Ohnmacht anneh-
men. Diese daraus entstehende Haltung 
der Schüler*innen kann man als interna-
lisierte Aggression beschreiben. Hier 
müssen qualitative Maßnahmen getroffen 
werden, die Ausdruck in einer Art Empo-
werment-Modul in der schulischen BO 
finden. 

Ein weiterer qualitativer Bedarf ist die 
regelhafte und konsequente Beschulung 
im Bereich der (De-)Codierung. Schüler*in
nen, denen man einen Zugang auf den 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt ermögli-
chen will, muss man neben der Stärkung 
ihrer Selbstwahrnehmung auch notwen-
dige soziale Codes vermitteln, die in den 
unterschiedlichen sozialen Räumen der 
realen Arbeitswelt unabdingbar sind. Fakt 
ist auch, dass die Art und Weise der Ver-
mittlung und die Code-Sets an die Ziel-

gruppe angepasst wer-
den müssen.

Benachteiligte Jugend-
liche werden erst dann 
gleiche Chancen auf Bil-
dung haben, wenn ihnen 
eine besondere und eine 
ihren Bedürfnissen ange-

messene Zuwendung zuteilwird. Die Ber-
liner Bildungspolitik hat mit der Einfüh-
rung des Bonus-Programms für »Brenn-
punktschulen« einen Paradigmenwechsel 
im Umgang mit Schulen mit besonders 
hohen Anteilen sozial benachteiligter Ju-
gendlicher vollzogen. Der nächste Schritt 
in diese Richtung sollte sein, auch beim 
Übergang in den Beruf die »BO-Schulen« 
besonders zu stärken. �

Link zum Ergänzungskonzept in der Onlineversion 
dieser Ausgabe unter www.gew-berlin.de/bbz 

begegnungen ab Klassenstufe 7 als aufein
ander aufbauende »Module« gestaltet 
werden und die Vor- und Nachbereitung 
zu einer Querschnittsaufgabe der »ganzen 
Schule« wird. Als Brücke in die Ausbil-
dung werden attraktive Betriebsbegegnun
gen von der Klasse 7-10 nach dem Modell 
der Qualifizierten Vierstufigkeit aufgebaut 
– ein Lösungsansatz, der nun also 
Programm in Berlin ist, aber bei 
Weitem noch nicht Realität. Denn 
aufgrund der dominanten Förderlo-
gik, alle Schüler*innen gleich zu be-
handeln, trägt das aktuelle LaKo 
BSO nicht dazu bei, dass herkunfts
bedingte Benachteiligungen aus
geglichen werden. 

Auch deshalb haben die Landesvorsit-
zenden des DGB Berlin-Brandenburg und 
der GEW BERLIN, Doro Zinke und Doreen 
Siebernik, gemeinsam mit zahlreichen 
Expert*innen ein Ergänzungskonzept für 
Schulen mit besonderem Bedarf an Be-
rufsorientierung (sogenannte BO-Bedarfs-
schulen) zum Landeskonzept Berufs- und 
Studienorientierung erarbeitet. 

Das Ergänzungskonzept zielt sowohl auf 
qualitative Maßnahmen als auch auf struk
turelle Anpassungen. Im strukturellen 
Bereich geht das DGB-Ergänzungskonzept 
von einer »fachlichen Stelle« aus – eine 
»Figur«, die im Kontext der Schule ange-
siedelt, aber von ihr unabhängig sein 
soll. Ihre Aufgabe ist es, die vielfältigen 
Wechselbeziehungen zwischen Schule und 
Umwelt konzeptionell und praktisch mit 
in den Blick zu nehmen. Ihre Funktion 
besteht darin, den Fokus auf die Kompen-

sation langwieriger Benachteiligung und 
strukturellen Barrieren zu legen. Gleich-
zeitig ist ihre Funktion die eines Vermitt-
lers und Kommunikators mit der Aufgabe, 
die »kreative Lücke« zwischen den ver-
schiedenen Zuständigkeiten und Fach-
lichkeiten im Übergang Schule-Beruf zu 
verringern. 

Diese Figur hat somit zwei zentrale Auf-
gaben: Sie erprobt praktisch, wie den 
Auswirkungen vorgängiger Benachteili-
gung entgegengewirkt werden kann und 
aktuell drohende Benachteiligungen ver-
mieden werden können. Zugleich erforscht 
sie – in einer Art »Sonden-Funktion« –, 
wie künftig strukturell und handlungso-
rientiert die Kumulation von Benachteili-
gungen eingedämmt werden kann, insbe-
sondere in der schulischen Lebenswelt 
und im Übergang von der Schule in die 
Ausbildung. 

Im qualitativen Bereich müsste der Fak-
tor »Internalisierung« von Fremdwahr-
nehmung und Selbstwirksamkeitsempfin-
den eine gewichtigere Rolle spielen. Wir 
haben es in diesen Schulen mit Schüler*in
nen zu tun, die aufgrund von Verallge-
meinerungen ihres Milieus, ihrer Herkunft, 
ihres Geschlechts und/oder phänotypi-
scher Merkmale Abwertungserfahrungen 
gemacht haben. Jugendliche sind meist 
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Maja Lasić, Bildungspolitische Sprecherin 
der SPD-Fraktion im Berliner Abgeord

netenhaus; Orkan Özdemir, Sprecher für 
Flucht- und Integrationspolitik der SPD 

Fraktion in Tempelhof-Schöneberg 

»Neben der Stärkung der 
Selbstwahrnehmung braucht es auch die 

Vermittlung sozialer Codes« 
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VORSITZENDE

Tom Erdmann
Dass Ge-
werkschaf-
ten eine 
historische 
Errungen-
schaft 
sind, 
bringt der 
Musiker 
Bruce 
Springs-
teen auf 
den 
Punkt:

»Gewerkschaften waren die einzige 
mächtige und schlagkräftige Stimme, die 
Menschen in der Geschichte dieses Lan-
des jemals hatten.« Ich bin als Vorsitzen-
der überzeugt, dass es dafür auch heute 
starke und solidarische Gewerkschaften 
braucht. Jede*r für sich alleine wird 
kaum Erfolge erzielen können. 
Ausdruck unserer gemeinsamen Erfolge 
sind die steigenden Mitgliederzahlen. Mit 
28.000 Mitgliedern sind wir auf dem Weg 
drittgrößter Landesverband der GEW zu 
werden. Aus der Perspektive der anderen 
GEW-Landesverbände sieht diese Entwick-
lung großartig aus, aber hieraus erwächst 
auch große Verantwortung. Wir kommen 

im Team mit Doreen Siebernik abzuho-
len. Deswegen kandidiere ich. Ich bin 34 
Jahre alt und habe acht Jahre von Her-
zen gerne als Lehrer in Neukölln gear-
beitet. Meine politischen Überzeugung 
haben mich vor zehn Jahren zu der Lin-
ken geführt. 

Doreen Siebernik
Ich setze auf den Dialog und baue auf ei-
ne konsensorientierte, vertrauensvolle 
Zusammenarbeit. Ich stehe für Chancen-
gleichheit, Vielfalt, Zusammenhalt und 
Teilhabe für alle und bin ein Gesicht der 
GEW BERLIN vor Ort. Anknüpfen will ich 
an erfolgreiches Arbeiten 
im Team, die 
Teilhabe und 
Diskussion 
mit Mitglie-
dern sowie 
Verhandlun-
gen mit den 
verschiede-
nen politi-
schen Ak-
teur*innen 
und Verant
wortlichen 
Berlins. 
Meine Erfahrung zeigt, Kompromisse ein-
zugehen ist unvermeidbar. Das hat sich 
innerhalb der GEW BERLIN, aber auch im 

nicht mit Sieben-Meilen-Stiefeln voran 
sondern in gleichmäßigen Trippelschrit
ten. Unsere Arbeitsbelastung ist so hoch, 
dass wir nur in einer starken und solida-
rischen Organisation für Verbesserungen 
kämpfen können.

Als Expert*innen für Bildungspolitik 
werden wir sowohl von Mitgliedern als 
auch von der Presse und der Senatsver-
waltung wahrgenommen. Von letzterer 
wurden wir des Öfteren zu den Themen 
gute Arbeit in der Hochschule und zu 
schulpolitischen Fragen eingeladen. An 
der GEW führt in Berlin kein Weg vorbei. 
In meinen inzwischen über fünf Jahren 
im Geschäftsführenden Landesvorstand 
– bis 2015 noch als Pressesprecher – habe 
ich einige Veränderungen der Berliner Bil-
dungslandschaft miterlebt und auch mit-
gestalten können. In den Koalitionsver-
handlungen konnte ich unsere Positionen 
ganz nah an die künftigen Entschei-
dungsträger*innen im rot-rot-grünen Se-
nat bringen. Sichtbar waren wir auch, als 
es um gute Bedingungen für die Bildung 
von Kindern aus geflüchteten Familien 
ging. Ich bin stolz, in einer Gewerkschaft 
zu sein, deren Mitglieder dieses bildungs-
politische Menschenbild vertreten.

Ich lerne jede Woche dazu, und fange 
gerade an, als Vorsitzender zu »funktio-
nieren«. Ich habe den Anspruch mir eine 
Rückmeldung für meine bisherige Arbeit 
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Tom Erdmann

Doreen Siebernik

Eure Kandidat*innen für den GLV
Auf der Landesdelegiertenversammlung am 21. und 22. Juni wird der neue Geschäftsführende 
Landesvorstand (GLV) der GEW BERLIN für die nächsten drei Jahre gewählt. Wir stellen euch die bis 
zu Redaktionsschluss feststehenden Kandidat*innen vor
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Umgang mit Arbeitgeber*innen als not-
wendig erwiesen. 

Wir können Erfolge aufzeigen: die gu-
te Mitgliederentwicklung in allen Orga-
nisationsbereichen, unsere fachliche Ex-
pertise ist gefragt und anerkannt, unsere 
Stimme wird in der Stadt gehört, auch 
unsere Demos sind unübersehbar. Ich 
will aber noch mehr GEW BERLIN erfahr-
bar und gestaltbar machen. Das geht nur 
gemeinsam!
Das Wohl der Kinder in der Kita, der 
Schüler*innen in der Schule und der 
Studierenden an Universitäten ist eng 
verknüpft mit dem Wohl der Pädagog*in-
nen. Deshalb sind verlässliche Arbeits- 
und Rahmenbedingungen notwendig – 
damit die Qualität unserer pädagogi-
schen Arbeit sichergestellt werden kann. 
Deshalb muss sich die GEW BERLIN einmi-
schen und aktiv mitwirken. Wir stellen 
klare Forderungen und machen gute Vor-
schläge. 

Ich kämpfe für ein gutes Einkommen 
für Jede und Jeden! Die verschiedenen 
Arbeitsfelder im Sozial- und Erziehungs-
dienst verdienen eine höhere Wertschät-
zung, verdienen einen höheren Lohn. Die 
Einkommen der Grundschullehrkräfte 
werden deutlich ansteigen. In Berlin und 
nur in Berlin gilt demnächst, dass alle 
Lehrkräfte – egal an welcher Schulform – 
gleich bezahlt werden. Das haben wir ge-
meinsam erkämpft und das ist unser Er-
folg! Für einen Ausgleich der statusbe-
dingten Unterschiede im Einkommen von 
angestellten und verbeamteten Lehrkräf-
ten will ich weiter arbeiten und kämpfen. 

Sechs Jahre Erfahrung als Vorsitzende 
bringe ich ein und will auch die gute Zu-
sammenarbeit mit Tom Erdmann fortset-
zen. Verantwortung ist teilbar und Ar-
beitsaufgaben sowieso. 

Noch bin ich 48 Jahre und weiß – Fami-
lie und Freund*innen sind neben der vie-
len GEW Arbeit wichtig. Hiermit werbe 
ich weiterhin um euer Vertrauen und eu-
re Unterstützung.

FINANZEN

Die Schatzmeister sind verantwortlich für 
die Aufstellung der Haushalte und der sat
zungsgemäßen Verwendung der Mitglieds
beiträge. Auch in Zeiten geringerer Bei-
tragseinnahmen ist es gelungen, für alle 
gewerkschaftlichen Aktivitäten die finan
ziellen Mittel bereitzustellen. Hervorzuhe
ben ist die seit über 10 Jahren kontinuier

zen bin ich auch verantwortlich für die 
Senior*innenarbeit, die Organisation von 
gewerkschaftlichen Aktionen und Teilen 
der Mitgliederbetreuung. Ich bin gewähl-
tes Vorstandsmitglied des Gesamtperso-
nalrates der allgemeinbildenden Schulen.

 

BEAMTEN-, ANGESTELLTEN  
UND TARIFPOLITIK

Im Mittelpunkt der Arbeit der letzten Jah-
re standen die Tarifauseinandersetzung 
um eine Entgeltordnung für Lehrkräfte 
und die Tarifrunden im Tarifvertrag der 
Länder (TV-L). Im Zusammenwirken aller 
Beteiligten ist es gelungen, einen erfolg-
reichen Arbeitskampf zu führen, an des-
sen Ende nicht nur die Höhergruppierung 
der Grundschullehrkräfte steht. Nach dem 

nicht befriedigenden Ergebnis der Tarif-
runde 2017 wird die Verbesserung der 
Einkommen im Sozial- und Erziehungs-
dienst eine Aufgabe in den kommenden 
Monaten sein. Genauso werden wir uns 
dem Ziel widmen, dass die Besoldung der 
Beamt*innen an das Durchschnittsniveau 
des Bundes angepasst wird. Ein weiterer 
Schwerpunkt der vergangenen Wahlperi-
ode war die Arbeitsbelastung aller Lehr-
kräfte. Neben zwei Fachtagen haben wir 
in einer Arbeitsgruppe mit aktiven Kol-
leg*innen die Grundlage für die kommen-
den Auseinandersetzungen gelegt.

In unterschiedlichsten Bereichen des So
zial- und Erziehungsdienstes und priva-
ter Schulen sind wir als Gewerkschaft ge
fordert, um die Interessen unserer Mit-
glieder durchzusetzen. Hier leisten wir 
Tarifarbeit und Unterstützung bei der 
Betriebsratsarbeit. 

liche Mitgliedergewinnung der Berufsan
fänger*innen in allen pädagogischen Be
reichen. Die Mitgliedergewinnung und 
-betreuung wird weiterhin im Mittelpunkt 
stehen. Weitere Schwerpunkte sind Aktio
nen zu Verbesserung der Arbeitsbedingun
gen unserer Mitglieder. Die finanziellen 
Rahmenbedingungen dafür werden dem 
Landesvorstand und der Landesdelegier-
tenversammlung in den Haushaltsplänen 
vorgelegt. Auf Bundesebene sehen wir es 
als eine unserer Schwerpunktaufgaben an, 
den Kampffond weiter zu stärken, um mit 
Arbeitskampfmaßnahmen die Interessen 
unserer Mitglieder durchzusetzen.

Volker Göbeler
Ich bin Berufsschullehrer an der Hans-
Litten-Schule und ab dem nächsten Schul
jahr freigestelltes Mitglied des Personal-
rats der zentralverwalteten und berufs-
bildenden Schulen. In der GEW engagiere 
ich mich schon seit rund 10 Jahren in der 
Abteilung Berufsbildende Schulen und in 
der AG Schwule Lehrer, bin LDV-Delegier-
ter und in der Schulrechtkurs-Gruppe. Auf
grund meiner kaufmännischen Berufs-
ausbildung, Berufserfahrung und Studi-
um der Wirtschaftswissenschaften verfü-
ge ich über die für einen Finanzvorstand 
hilfreichen betriebswirtschaftlichen Kennt
nisse und beherrsche das »Handwerks-
zeug« wie beispielsweise Rechnungswesen 
oder Tabellenkalkulation.

Dieter Haase
Ich will noch für eine Wahlperiode für den 
Vorstandsbereich Finanzen kandidieren. 
Mein Schwerpunkt wird in der Einarbei-
tung von Volker im Bereich Finanzen lie-
gen. Ich bin Diplomlehrer für Geschichte 
und Deutsch und seit 1980 in Berlin tä-
tig. Seit der Wende habe ich mich in der 
GEW engagiert, erst als stellvertretender 
Vorsitzender und ab 2002 als einer der 
beiden Schatzmeister. Neben den Finan-
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Volker Göbeler und Dieter Haase

Udo Mertens und Heike Zeisig
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Die Basis in der GEW ist die Personalrats
arbeit. Bei den Beschäftigtenwahlen im 
Jahre 2016 konnten wir unsere sehr gute 
Position noch weiter verbessern. In den 
Schulen, den Universitäten und den Ei-
genbetrieben. 

Wir werden weiter für die Verbesserung 
der Arbeits- und Einkommensbedingungen 
aller Beschäftigten in der Bildung eintre-
ten. Das gilt unabhängig von der Profes-
sion für Erzieher*innen, Sozialpädagogi-
sche Fachkräfte, Lehrkräfte, Wissenschaft
ler*innen und andere.

Udo Mertens
Ich bin 58 Jahre alt, verheiratet und Vater 
einer erwachsenen Tochter. Seit meinem 
16. Lebensjahr bin ich Mitglied einer DGB 
Gewerkschaft. Seit 1998 arbeite ich als 
Lehrer für Fachpraxis an der Knobelsdorff-
Schule. Nach mehrjähriger Mitgliedschaft 
im Personalrat der zentral verwalteten 
und berufsbildenden Schulen und im 
Hauptpersonalrat (HPR) bin ich seit April 
2010 voll freigestellt für die Vorstandstä-
tigkeit im HPR. 

Heike Zeisig
Ich bin 53 Jahre alt, seit 1987 Mitglied 
der Gewerkschaft. Ich habe mehr als 25 
Jahre als Lehrerin für Russisch und Geo-
grafie in Lichtenberg gearbeitet. Seit An-
fang der 90er Jahre bin ich Mitglied im 
örtlichen Personalrat, seit 2012 im Vor-
stand des Gesamtpersonalrats allgemein-
bildende Schulen. Für diese Tätigkeit bin 
ich voll freigestellt.

SCHULE

Der Vorstandsbereich Schule befasst sich 
mit aktuellen Fragen und Themengebie-
ten der Berliner Bildungspolitik. Das hört 
sich nicht nur nach einem großen Arbeits-
bereich an, sondern ist auch ein »weites 
Feld«. Dies bietet aber auch die Chance, 
die eigenen Interessen vielfältig mit ein-
zubringen. So setzte das amtierende Lei-
tungs-Team die Schwerpunkte »Schule in 
der Migrationsgesellschaft«, Schulstruk-
tur, Inklusion, Medienbildung und An-
tidiskriminierungspolitik. Der Vorstands-
bereich Schule verfügt mit Klaudia Ka-
chelrieß über eine äußerst kompetente 
Referentin, die das Leitungsteam inhalt-
lich und organisatorisch unterstützt. Ins-
gesamt ist die Arbeit davon geprägt, bil-
dungspolitische Debatten in der Stadt 
konstruktiv-kritisch zu begleiten, unter 

Die steigende Mitgliederzahl in der 
GEW BERLIN im sozialpädagogischen Be-
reich ist ein Ergebnis unserer bisherigen 
Arbeit im Vorstandsbereich KiJuSo, die 
wir gerne fortsetzen wollen. Wir treten 
wieder als Zweierteam an, denn erfolgrei-
che Gewerkschaftsarbeit lebt von Team-

arbeit und Kontinuität. Ziel ist es, 
die derzeitigen und künftigen Her-
ausforderungen gemeinsam mit den 
Mitgliedern zu diskutieren, Positio-
nen zu beziehen sowie Strategien 
und verschiedenste Aktionsformen 
zur Durchsetzung der Forderungen 
zu entwickeln und Verbesserungen 
zu erkämpfen. Unsere Themen und 
unsere Forderungen aus den sozial-
pädagogischen Arbeitsfeldern wol-
len wir in das gewerkschaftliche 
Handeln der GEW BERLIN weiterhin 
erfolgreich einbringen.

Andreas Kraft
Ich bin Erzieher, tätig als Sozialarbeiter, 
Betriebsratsvorsitzender der Lebenshilfe
gGmbH Berlin und Konzernbetriebsrats-
vorsitzender der Lebenshilfe Berlin. Ich 
engagiere mich ehrenamtlich in der Ab-
teilung Kinder-, Jugendhilfe und Sozialar-
beit und im Vorstandsbereich KiJuSo.

Christiane Weißhoff
Ich bin Erzieherin, stellvertretende Kital-
eiterin und Vorsitzende des Personalrates 
Eigenbetrieb Kindergärten City. In der 
GEW engagiere ich mich ehrenamtlich in 
der Fachgruppe Tageseinrichtungen, der 
Abteilung Kinder,- Jugendhilfe und Sozi-
alarbeit und im Vorstandsbereich KiJuSo.

gewerkschaftlichen Gesichtspunkten aber 
auch selbst Entwicklungen anzustoßen.

Nuri Kiefer
Ich bin 48 Jahre alt und seit 21 Jahren in 
der GEW aktiv. Seit 2013 bin ich Direktor 
der Gemeinschaftsschule Campus Hannah 
Höch in Reini-
ckendorf. Meine 
Schwerpunkte 
liegen in der 
Gestaltung der 
inklusiven 
Ganztagsschu-
le, der Schul-
strukturdebat-
te und der An-
tisdiskriminie-
rungsarbeit. 
Für die viel-
fältigen Auf-
gaben suche 
ich noch eine*n Mitstreiter*in, der oder 
die mit mir im Team zur Wahl antritt. 
Mögliche Interessierte können sich gerne 
direkt bei mir melden. 

KINDER-, JUGENDHILFE UND 
SOZIALARBEIT

Unsere Arbeit als Leitungsteam im Vor-
standsbereich möchten wir in den nächs-
ten drei Jahren weiterführen. Als Erziehe-
rin und als Sozialpädagoge vertreten wir 
die größten Berufsgruppen in den vielfäl-
tigen Arbeitsfeldern in der Kinder-, Ju-
gendhilfe und Sozialarbeit. Wir erleben 
einen expandierenden Arbeitsmarkt in 
den sozialpädagogischen Tätigkeitfeldern. 
Dort ist die Situation durch den Mangel 
an Fachkräften und die Zunahme von 
Menschen im Quereinstieg gekennzeich-
net. Wir müssen auf die schwierige Fach-
kräftesituation und die oft sehr schlech-
ten Arbeitsbedingungen aufmerksam ma-
chen und Verbesserungen bei öffentlichen 
und freien Trägern einfordern. Dazu ge-
hören weiterhin Aktivitäten für verbind-
liche Regelungen der Zeiten der mittelba-
ren pädagogischen Arbeit, die Begrenzung 
der Fallzahlen bei den Regionalen sozialen 
Diensten der Jugendämter und Aktionen 
und Kampagnen für eine tarifgerechte Be
zahlung. Diese wichtigen Themen wollen 
wir gemeinsam mit aktiven Mitgliedern 
weiterhin im öffentlichen Fokus halten. 
Nur so konnten beispielsweise wichtige 
Forderungen unsererseits den Weg in die 
Koalitionsvereinbarung finden. 
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Caroline Muñoz del Rio
Ich möchte weiterhin gemeinsam mit der 
Redaktion eine interessante, vielfältige 
Zeitschrift machen. Ich bemühe mich, ei-
nen Überblick über die vielen Themen, die 
die GEW bewegen, zu behalten. Der stän
dige Austausch mit den ehrenamtlichen 
Autor*innen und Redakteur*innen bildet 
die Grundlage dafür, dass alle ihre häufig 
anstrengende Aufgabe gut erfüllen und 
dabei meistens auch noch Spaß haben.

Neben der Arbeit an der bbz denke ich 
immer die Möglichkeiten für neue, jünge-
re, weibliche Engagierte mit, überlege, 
wie diese aktiviert und besser eingebun-
den werden können.

Ich bin Lehrerin am Oberstufenzent-
rum KIM im Wedding, 36 Jahre alt und 
habe einen 4-jährigen Sohn. 

Arne Schaller
Ich möchte dafür sorgen, dass die GEW 
selbst und ihre Inhalte noch mehr öffent-
lich wahrgenommen werden. In Gremien 
und Gruppen lernte ich in den letzten 
Jahren die Vielfalt der Mitglieder und den 
hohen Grad an Sachkompetenz kennen 
und schätzen. Diese gilt es mit der GEW 
noch bekannter zu machen und somit den 
Einfluss unserer Bildungsgewerkschaft 
weiter zu erhöhen.

Ich bin Lehrer an der Charlie-Rivel-
Grundschule in Spandau, 34 Jahre alt, 
laufe in meiner Freizeit Marathon und 
reise gerne. Mit der damit verbundenen 
Ausdauer und Lust auf Neues möchte ich 
mich auch weiterhin in der GEW engagie-
ren.�

HOCHSCHULEN UND 
LEHRER*INNENBILDUNG

Gute Bildung für alle erstreiten und mit-
gestalten – mit diesem Anspruch kandi-
dieren wir für den GLV. Während des Leh-
reramtsstudiums kommen die meisten 
Lehrer*innen zum ersten Mal mit der 
GEW in Kontakt. Daher gilt es hier beson-

ders Sorge zu tragen, dass gute Lehre an 
den Hochschulen und im Referendariat 
sowie gute Betreuung während der Pra-
xisphasen vorhanden sind.

Die Weichen für die weitere Entwicklung 
nicht nur hierfür werden in dieser Legis-
laturperiode neu gestellt. Die Umsetzung 
der Hochschulverträge, die für 2018 an-
gesetzte Revision der Ausbildungsver-
ordnung sowie die Novelle des Hoch-
schulgesetzes bieten für die GEW große 
Chancen, Verbesserungen durchzuset-
zen. Die Fehler der Vergangenheit, wie 
die unzureichende Personalausstattung, 
müssen dabei verhindert werden, soll der 
Nachwuchsmangel an den Schulen been-
det werden. Gute Bildung für Alle setzt 
aber ebenso bessere Arbeitsbedingungen, 
mehr Demokratie sowie ein Ende der Öko
nomisierung an den Hochschulen voraus.

Unsere Expertise haben wir durch eine 
Vielzahl von Arbeitsaufgaben und Gremi-
en gesammelt – als Personalrat, als Mit-
glied in der akademischen Selbstverwal-
tung, als Vorstand eines Trägers der Ju-
gendberufshilfe, als Lehrer sowie im Po-
litikbetrieb.

Henrik Piltz
Ich bin 36 Jahre alt und arbeite als Refe-
rent für Wissenschafts-, Hochschul- und 
Technologiepolitik bei der Bundestags-

fraktion DIE LINKE. Mein Ziel ist die Ver-
ankerung der GEW im gesamten Wissen-
schaftsbereich voranzubringen, um lange 
Befristungsphasen, tariflose Bereiche 
sowie die Ausbeutung der Lehrbeauftrag-
ten zu stoppen. Deshalb will ich mich 
ebenso für eine bessere Finanzierung des 
Bildungsbereichs einsetzen. Im Falle mei-
ner Wahl setze ich mir innerhalb des Vor-
standsbereiches den Arbeitsschwerpunkt 
Hochschule.

Alexander Reich
Ich bin 37 Jahre alt und arbeite als Lehrer 
an einer Grundschule in Neukölln. Eigent-
lich bin ich Lehrer für Gymnasien und 
ISS, sodass die Grundschule die dritte 
Schulform ist, die ich kennenlernen 
konnte. Davor habe ich für einen freien 
Träger der Jugendberufshilfe gearbeitet, 
sodass ich einen umfangreichen Einblick 
in die Berliner Bildungslandschaft und 
die jeweiligen Herausforderungen und 
Nöte gewonnen habe. Im Falle meiner 
Wahl setze ich mir innerhalb des Vor-
standsbereiches den Arbeitsschwerpunkt 
Lehrer*innenbildung.

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Nicht nur zugucken, sondern 
aktiv mitmachen – darum wol-
len wir uns im GLV einbringen. 
Wir haben uns in unserer Zeit 
im Personalrat der Lehramtsan-
wärter*innen für angehende 
Lehrkräfte eingesetzt. Nach eini
gen Jahren Engagement in der 
GEW und den letzten drei Jahren 
in der Redaktion der bbz, hat 
sich unser Fokus erheblich er-
weitert. Die blz, die berliner 
lehrerzeitschrift, heißt heute 
bbz, berliner bildungszeitschrift, 
und wir haben gelernt, über den 
Tellerrand zu schauen. Wir wol-
len alle unsere Mitglieder anspre-
chen und die Vielfalt der The-
men, die euch bewegt, sichtbar 
machen.

Wenn ihr unser Team wählt, wird Caro 
weiterhin für die bbz und Arne für die 
Pressearbeit und die Social Media zu-
ständig sein. Öffentlichkeitsarbeit muss, 
über die verschiedenen Medien hinweg 
alles zusammendenken – nicht nur nach 
außen, sondern auch nach innen. Auch 
dies wird uns ein wichtiges Anliegen 
sein.
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von Hanna Wolf

Auf die Frage, was ihnen im Leben 
wichtig ist, antworten 96 Prozent al-

ler jungen Frauen in Deutschland: »Ich 
möchte finanziell auf eigenen Beinen ste-
hen!« Das heißt unabhängig sein vom Ein-
kommen der*s Partner*in, der Familie 
oder staatlichen Transferleistungen. Doch 
die Realität sieht oft anders aus. Die Stu-
dien von Irene Pimminger (2012, 2015) 
zeigen: Ein Drittel aller Frauen hierzulan-
de können mit ihrem monatlichen Ein-
kommen nicht einmal ihren unmittelba-
ren Bedarf decken. Fast die Hälfte aller 
weiblichen Beschäftigten kann sich und 
ein Kind nicht kurzfristig finanziell absi-
chern. Und zwei Drittel aller Frauen mit 
Kind schaffen es nicht mit ihrem Gehalt 
für die Zukunft vorzusorgen, also für Zei-
ten wie Rente oder Erwerbslosigkeit.

Wunsch und Realität liegen auch 2017 
noch meilenweit auseinander. Das vom 
DGB initiierte und vom Bundes-
ministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend 
finanzierte Projekt »Was ver
dient die Frau? Wirtschaftli-
che Unabhängigkeit!« will 
das ändern. In seiner zweiten 
Förderphase (2016 bis 2018) 
setzt sich das Projekt für eine 
geschlechtergerechte Entgeltpraxis, 
partnerschaftliche Vereinbarkeitslö-
sungen und die Stärkung der wirtschaft-
lichen Unabhängigkeit von Frauen ein. 
Ziel ist es Gewerkschafter*innen, politi-
schen Entscheidungsträger*innen, Inter-
essenvertretungen in Betrieben und Ver-
waltungen sowie junge Frauen für die 
eigenständige Existenzsicherung über 
den gesamten Lebensverlauf hinweg zu 
sensibilisieren. Dabei richtet das Projekt 
den inhaltlichen Fokus auf wichtige Über-
gangsphasen: von der Ausbildung in den 
Beruf sowie den beruflichen Aus- und 
Wiedereinstieg rund um die Familien-
gründung.

Entscheidungen bewusst treffen

Um gerade jungen Frauen das Thema 
wirtschaftliche Unabhängigkeit näher zu 
bringen, hat das Projekt das Online-Quiz 
»Die Generalprobe« entwickelt. Das Quiz 

liegen die Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt? Wo die Risiken?

Angelehnt an einen fiktiven 
Lebensverlauf werden zentrale 
Momente im Erwerbsleben ab-
gefragt: Ob bei der Frage, was 
bei der Berufswahl wichtig ist 
oder wie die Haus- und Erzie-

hungsaufgaben aufgeteilt werden, 
es stehen mehrere Antwortmöglichkeiten 
zur Auswahl. In Abhängigkeit des Ant-
wortverhaltens wird die Nutzerin am En-
de einer Rolle »im Zirkus des Lebens« 
zugeordnet – Ob als Zirkusdirektorin, 
Schlangenbeschwörerin, Seiltänzerin 
oder als Zauberassistentin. Zu der jewei-
ligen Rolle gibt es Informationen, wie das 
Erwerbsleben mit Blick auf die wirtschaft-
liche Unabhängigkeit gemeistert wurde. 
Das Quiz eignet sich gut zum Durchspie-
len im Unterricht, um Diskussionen über 
Themen wie Zukunft, Berufsleben aber 
auch Geschlechterrollen anzuregen.�

Mehr Informationen zum Projekt und seinen Angebo-
ten gibt es auf: www.was-verdient-die-frau.de.
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Wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen
Ein DGB-Projekt will Frauen für die eigenständige Existenzsicherung sensibilisieren

Das Quiz richtet sich an junge Frauen und soll bei der Berufswahl, Familienplanung und der 
Gestaltung beruflicher Übergänge unterstützen.� FOTO: DGB

klärt über potenzielle Risiken und Stol-
persteine im Erwerbsleben auf und stellt 
Informationen zum Beispiel zu Steuer-
klassen, zum ElterngeldPlus und einem 
gelungenen Wiedereinstieg bereit. Viele 
Entscheidungen im Erwerbsleben haben 
einen Einfluss darauf, ob Frauen unab-
hängig von der*m Partner*in oder dem 
Staat finanziell für sich (und ihre Kinder) 
sorgen können. Mit dem Quiz soll mög-
lichst vielen jungen Frauen, die sich vor 
oder noch am Anfang ihrer Erwerbsbio-
graphie befinden, aufgezeigt werden, was 
es bei der Berufswahl, der beruflichen Ent-
wicklung, der Familienplanung und dem 
Wiedereinstieg zu berücksichtigen gilt. 
Denn oft fehlt es an Erfahrung und Wis-
sen über die möglichen Konsequenzen 
von Entscheidungen. Das DGB-Projekt 
will erreichen, dass junge Frauen ihre 
Entscheidungen im echten Leben bewusst 
und gut informiert treffen können: Wo 
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von Jörg Tetzner, Heike Zeisig und  
Udo Mertens

Seit vielen Jahren hat das Land Berlin 
einen Weg in die falsche Richtung ein-

geschlagen. Die Pflichtstundenzahl der 
Lehrkräfte wurde erhöht, gleichzeitig wur
den unzählige neue Aufgaben angehäuft. 
Dies hat den entstehenden Personalman-
gel kaschiert. Der Bedarf für Neueinstel-
lungen von Lehrkräften wird in den 
nächsten Jahren vierstellig bleiben. Be-
reits jetzt können viele Stellen nur mit 
Hilfe des Quereinstiegs besetzt werden. 
Diese Kolleg*innen verfügen zu einem 
überwiegenden Teil über keine oder nur 
geringe pädagogische Erfahrung und müs
sen zusätzlich betreut und qualifiziert 
werden. Dadurch verdichtet sich die Ar-
beit weiter und die Arbeitsbelastung wird 
erhöht.

Unsichtbare Arbeit sichtbar machen

Auf dem 2. Fachtag zur Arbeitszeit und Ar
beitsbelastung der GEW BERLIN diskutier-
ten Lehrkräfte mit Beate Dapper, Schulpsy
chologin und Leiterin des SIBUZ Berlin-
Pankow, und Heike Körnig, stellvertreten-
de Referatsleiterin in der Senatsbildungs-
verwaltung, wie einerseits unter diesen 
Bedingungen pädagogische Arbeit mög-
lich ist, ohne krank zu werden, und wie 
andererseits der politische Kampf gegen 
die ständige Überlastung aussehen kann.

Am Vormittag stellte Laura Pooth, stell-
vertretende Vorsitzende der GEW Nieder-
sachsen, die Ergebnisse der niedersächsi-
schen Arbeitszeitstudie vor. Besonders 
mit der angeschlossenen Belastungsstudie 
konnte die unsichtbare Arbeit der Lehr
kräfte endlich sichtbar gemacht werden.

Lehrkräfte entkommen ihren Belastun-
gen nicht, weder an den Wochenenden, 
noch in der unterrichtsfreien Zeit. Tat-
sächlich leisten viele Beschäftigte – je 
nach Schulform unterschiedlich hoch – 
über das Jahr unbezahlte Mehrarbeit. Bei 
Teilzeitbeschäftigten ist der Anteil der 
verdeckten Mehrarbeit noch höher. Zeit-
druck und der eigene Anspruch, pädago-
gisch sinnvolle Arbeit in guter Qualität 

weit stattfinden können, beispielsweise 
Personalversammlungen zum Thema Ent-
lastung oder einen Aktionstag, an dem 
alle Kolleg*innen aufgerufen werden, ein 
rotes Kleidungsstück zu tragen. Die Aus-
einandersetzung ist eine politische und 
muss in der Öffentlichkeit geführt werden. 

Die AG Arbeitszeit und der Vorstands-
bereich Beamten-, Angestellten- und Ta-
rifpolitik haben eine erste Auswertung 
des Fachtags vorgenommen und über das 
weitere Vorgehen beraten. Gemeinsam 
werden wir in unseren Gremien, mit den 
Mitgliedern des Landesvorstandes und 
unter Einbindung aller Vorstandsbereiche 
im Geschäftsführenden Landesvorstand 
darüber diskutieren, wie wir das Thema 
der Arbeitsbedingungen unserer Kol-
leg*innen zentral platzieren und strate-
gisch bewegen können.

Bereits vor den Sommerferien werden 
wir mit Aktionen, an denen ihr euch alle 
beteiligen könnt, erste Signale setzen. 
Die Bezirksleitungen der Regionen wer-
den die Mitglieder dazu informieren.�

Die AG trifft sich das nächste Mal am Donnerstag, den 
29. Juni um 17 Uhr in der Ahornstraße. Kommt dazu, 
bringt euch ein. Es geht um eure Interessen. Mehr auf 
www.gew-berlin.de/arbeitszeit.php

zu leisten, führen zu starker psychischer 
Belastung. Die Landesregierung in Nie-
dersachsen hat auf der Ebene des Kultus-
ministeriums eine Arbeitszeitkommissi-
on gegründet, um gemeinsam mit den 
Gewerkschaften über die Konsequenzen 
aus den Studien zu beraten.

Die Podiumsdiskussion mit den Gästen, 
den Mitgliedern der AG Arbeitszeit und 
dem Publikum war lebhaft. Die Mitglieder 
der AG berichteten aus ihrem Arbeits
alltag, dass die Belastung der Lehrkräfte 
längst alle Grenzen überschritten habe 
und die Arbeit oft nicht mehr zu schaffen 
sei. Beate Dapper vom SIBUZ erklärte, Be-
schäftigte müssten lernen, »nein« zu sa-
gen. Genau das wird auch nötig sein, denn 
Heike Körnig konnte von keinen Plänen 
der Senatsverwaltung berichten, die Zu-
stände zu verbessern. Die drängenden 
Fragen und die vorgetragenen Probleme 
der Kolleg*innen nahm sie jedoch zum 
Anlass, zu versichern, die geäußerten An-
liegen in die Senatsverwaltung weiterzu-
tragen.

Konkrete Aktionen starten

Die entscheidende Diskussion über die 
praktischen Konsequenzen müssen wir 
mit den Kolleg*innen in den Schulen füh-
ren. Es gibt bereits viele Vorschläge für 
konkrete Aktionen, die sowohl an den 
Schulen, in den Regionen, als auch berlin-
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Arbeitsbelastung reduzieren! 
Die Belastung von Lehrkräften nimmt immer weiter zu. Was tun? Wie das Problem  
sichtbar machen? Auch deine Ideen und dein Engagement sind gefragt

Jörg Tetzner, Bezirksleitung Neukölln, Heike 
Zeisig und Udo Mertens, Vorstandsbereich 

Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik

Laura Pooth stellt die Ergebnisse der niedersächsischen Arbeitszeitstudie vor� FOTO: GEW BERLIN
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KEINE SCHULE KANN SICH  
JETZT NOCH DRÜCKEN

Es hat etwas gedauert, aber mit ihrem 
Schreiben vom 23. März hat die Se-

natsverwaltung in Reaktion auf die von 
der GEW BERLIN eingeforderten Regelun-
gen zur Gestaltung der Arbeitszeit teil-
zeitbeschäftigter Lehrkräfte eine Empfeh-
lung herausgegeben. Dass teilzeitbeschäf
tigte Lehrkräfte nur anteilig ihrer Teilzeit-
quote herangezogen werden dürfen, ist 
durch die Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts seit dem Urteil vom 
16. Juli 2015 2 C 16.14 klar gestellt. Des-
halb dürfen teilzeitbeschäftigte Lehrkräf-
te in der Summe ihrer Tätigkeiten (Unter-
richt, Vor- und Nachbereitung des Unter-
richts, Teilnahme an Schulkonferenzen, 
aber auch Funktionstätigkeiten, das heißt 
nicht unmittelbar unterrichtsbezogene 
schulische Verwaltungsaufgaben, wie zum 
Beispiel die Leitung der Schulbibliothek) 
nur entsprechend ihrer Teilzeitquote zur 
Dienstleistung herangezogen werden. 
Mangels konkreter Umsetzungsrichtlinien 
sind teilzeitbeschäftigte Kolleg*innen in 
der Vergangenheit aber oft handlungsun-
fähig geblieben.

Das Empfehlungsschreiben ist wie der 
Name schon sagt, nicht rechtsverbindlich 
sondern nur eine Empfehlung. Jedoch, 
keine Schule kann sich mehr vor der Auf-
stellung von Grundsätzen drücken. Das 
Empfehlungsschreiben macht hierfür kon
krete Vorschläge. Darüber hinaus kann 
jede Schule mittels einer entsprechenden 
Beschlussfassung in der Gesamtkonfe-
renz verbindliche Grundsätze unter Be-
rücksichtigung von teilzeitbeschäftigten 
Lehrkräften fassen. Soweit nicht der Frau-
enförderplan oder ein Beschluss der Ge-
samtkonferenz darüber hinaus gehende 
Regelungen trifft, dient das Empfehlungs-
schreiben der Ausgestaltung von Rege-
lungen teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte.

Es liegt nun im Ermessen der Schulen, 
den Umfang für eine zusätzliche Ausstat-

Hälfte der Anzahl der Arbeitszeitkonten-
tage verfügen wie vergleichbare verbeam-
tete Lehrkräfte und damit auch in gerin-
gerem Umfang eine Umwandlung in Er-
mäßigungsstunden vornehmen können. 

Da der Berliner Senat in die beamten-
rechtliche Regelung einen Passus einge-
fügt hat, der eine Anrechnung der sich aus 
dem Angleichungs-TV Land Berlin erge-
benden Altersermäßigung zur Folge hat, 
wird den angestellten Lehrkräften nur 
der Anspruch aus dem Angleichungstarif-
vertrag gewährt, das heißt Lehrkräfte des 
betrachteten Beispiels erhalten nur zwei 
Ermäßigungsstunden. Dagegen haben zwei 
Mitglieder der GEW BERLIN geklagt.

Am 23. März 2017 hat das Bundesar-
beitsgericht (6 AZN 1104/16) entschie-
den, dass die Forderung ungerechtfertigt 
ist. Die entscheidende Begründung lau-
tet: »Nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts soll die Tarifnorm 
[§ 44 TV-L] sicherstellen, dass Lehrkräfte, 
die nach fachlicher Qualifikation und Tä-
tigkeit gleichwertig sind, annähernd glei-
chen Arbeitsbedingungen unterliegen. An
gestellte Lehrer sollen nicht schlechter-, 
aber auch nicht bessergestellt werden als 
beamtete Lehrer.«

Leider hat sich das Gericht zur Frage 
der Arbeitszeitkonten nicht geäußert. Es 
zeigt sich, tarifliche Verweisungen auf be
amtenrechtliche Regelungen sind stets 
mit einem Risiko verbunden. Beamten-
rechtliche Regelungen werden halt nicht 
von Tarifvertragsparteien ausgehandelt. 

MITBESTIMMUNGSRECHTE 
VORENTHALTEN
Viele Lehrkräfte, die seit 2015 eingestellt 
und eingruppiert wurden, bekommen hun
derte Euro weniger Gehalt als ihnen zu-
stünde. Das liegt an der Überlastung in 
der Personalstelle der Senatsbildungsver-
waltung, weswegen die Personalräte ihr 
Recht auf Mitbestimmung bei der Ein-
gruppierung nicht mehr wahrnehmen 
können. Zurzeit sind 1.632 Eingruppie-
rungen den Personalräten nicht vorgelegt 
worden. Die GEW BERLIN wird daher ge-
meinsam mit den Personalvertretungen 
der Berliner Schulen ihr Mitbestimmungs-
recht bei der Eingruppierung neuer Mit-
arbeiter*innen einklagen. �

tung zu benennen und einzufordern, da-
mit eine Entlastung der Teilzeitbeschäf-
tigten nicht zu einer Mehrbelastung der 
Vollbeschäftigten führt. Eine ausführliche 
Bewertung des Vorstandsbereichs Beam-
ten-, Angestellten- und Tarifpolitik gibt 
es auf unserer Website unter: www.gew-
berlin.de/arbeitszeit.php 

TEILZEIT VON FUNKTIONS
STELLEN-INHABER*INNEN 

In der Richtlinie der Senatsverwaltung 
zur Gestaltung der Teilzeit finden Funk-

tionsstelleninhaber*innen derzeit keine 
Beachtung. Dabei finden sie sich in einer 
besonderen Situation: Funktionsstellen
inhaber*innen in Teilzeit sind bezüglich 
der Unterrichtsverpflichtung genauso zu 
behandeln wie alle anderen teilzeitbe-
schäftigten Lehrkräfte. Die mit der Funk-
tionsstelle verbundenen Tätigkeiten sol-
len sie jedoch vollständig erledigen. Das 
ist nicht gerecht. Der Umfang der zu er-
ledigenden Arbeitsaufgaben muss nach 
Ansicht der GEW BERLIN entsprechend 
der vereinbarten Teilzeitquote gestaltet 
werden. Ist dies nicht möglich, so ist da-
für ein Ausgleich zu gewähren. Eine 
GEW-Arbeitsgruppe hat Denkanstöße für 
die Umsetzung von Teilzeit bei Funkti-
onsstelleninhaber*innen erarbeitet, die 
auf unserer Website unter folgendem 
Link zu finden sind: www.gew-berlin.de/
arbeitszeit.php 

KEINE ZUSÄTZLICHE 
ALTERSERMÄSSIGUNG FÜR 
ANGESTELLTE LEHRKRÄFTE 

Nach Auffassung der GEW BERLIN ha-
ben lebensältere angestellte Lehr-

kräfte Anspruch auf Altersermäßigung, 
für die es zwei tarifliche Regelungen gibt. 
Einerseits aufgrund des sogenannten An
gleichungstarifvertrags Land Berlin (An
gleichungs-TV Land Berlin) und anderer-
seits – zusätzlich – aufgrund der Verwei-
sung im § 44 Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst der Länder (TV-L) auf die 
Arbeitszeitverordnung als beamtenrecht-
liche Regelung. Nach unserer Auffassung 
würden so zum Beispiel angestellte Lehr-
kräfte ab dem 61. Lebensjahr vier Ermä-
ßigungsstunden erhalten. Das sehen wir 
als gerechtfertigt an, da lebensältere an-
gestellte Lehrkräfte nur über etwa die 
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von der BASTA! Erwerbsloseninitiative Berlin

In Berlin bekommen 350.000 Haushalte 
Arbeitslosengeld II. Hunderttausende 

stocken geringe Löhne auf. Armut und 
Erwerbslosigkeit sind weit verbreitet. Geht 
es um Erwerbslose und Menschen mit 
kleinem Einkommen, haben viele Men-
schen Vorurteile. Sie betrachten Armut 
als Randphänomen und Arbeitslosigkeit 
als selbstverschuldet. Für die Betroffenen 
haben diese gesellschaftlichen Vorurteile 
gravierende Folgen. Das Stigma am Rand 
zu stehen, kann einen verändern. Das 
Vertrauen in die eigene Gestaltungskraft 
schwindet, während die eigene »Schuld« 
übersteigert wird und sich ein schlechtes 
Gefühl einstellt.

Unsere Erwerbsloseninitiative BASTA! 
hat zum Ziel, beides umzukehren. BASTA! 
wird gemacht von Erwerbslosen, Beschäf-
tigten mit geringem Einkommen und Stu-
dierenden mit wenig Geld. Wir beraten zu 
ALGII, begleiten zum Jobcenter oder zum 
Sozialgericht. Jährlich setzen wir über 
100.000 Euro an Rechtsansprüchen gegen 
Ämter durch, verhindern Zwangsräumun-
gen, kämpfen für höhere Löhne und bieten 
Seminare zu aktuellen Themen an. In un-
serer Sozialberatung versuchen wir ein 
Gefühl von Stärke und Klarheit zu vermit-
teln. Dabei unterscheidet sich unser An-
satz von dem herkömmlicher Beratungs-
stellen oder Erwerbsloseninitiativen.

Mehr als nur ein Schema-F

Wir hören in Gesprächen mehr zu, als wir 
selbst erzählen. Wir sind an den Erfah-
rungen und den Menschen interessiert. 
Wir teilen nicht die Sicht der Jobcenter, 
die ihre »Kund*innen« vor allem als ein 
Bündel an »Vermittlungshemmnissen« 
betrachten oder auf exakten Formulierun-
gen in Anlage XY rumreiten. Wir nehmen 
jede*n ernst und freuen uns auf ihre Ge-

sierte weiter, damit diese 
nicht bei null anfangen 
müssen.

Wir entscheiden ge
meinsam! Beratung, Be-
gleitung, Kampagne, Wei
terbildung und Infra-

struktur sind in Arbeits-
gruppen organisiert. 
Wichtige Dinge, die alle 
betreffen, werden auf 
einem wöchentlichen Ple

num entschieden. Wir 
glauben an die »Weisheit der Grup-

pe« und nicht an einzelne Super-
Aktivist*innen. Wir schätzen neue 
Ideen genauso wie jahrzehntelange 
Erfahrung.

Kleine Schritte zu großen Erfolgen

Wir waren immer dann am besten, je nä-
her wir an diesem Ideal gearbeitet haben. 
Unsere Besetzung eines Jobcenters oder 
einer Ferienwohnung, die sechswöchige 
Erwerbslosenschule, spektakuläre Erfolge 
bei Begleitungen, die alltägliche Beratung, 
die köstlichen Buffets, der erfolgreiche 
Protest gegen ein Dumpinglohn-Hostel 
oder unser Straßenfest – all das wurde 
getragen von Erwerbslosen und prekär 
Beschäftigten aus Berlin. Wir rufen an, 
laden ein, respektieren die Zeit der Leute, 
bleiben am Ball und schmieden Pläne.

Organizing heißt auch, die mittelfristi-
gen Aktionen in eine langfristige Strategie 
für gesellschaftliche Veränderung einzu-
fügen. Interessierte und Betroffene laden 
wir ein, mit uns die kleinen und großen 
Schritte zu gehen. Wir können euch ver-
sprechen: Wir bleiben ein unbequemer 
Gegner für Jobcenter, Politik und die 
herrschenden Wirtschaftsinteressen!�

schich-
ten. Wir wollen, 
dass die Welt sich ver-
ändert und dafür müssen 
wir mehr werden. Es ist eine beißende 
Ungerechtigkeit, dass so viel und so 
wichtige Arbeit so schlecht bezahlt wird. 
Es ist eine Riesensauerei, dass Arbei-
ter*innen dafür verantwortlich gemacht 
werden, wenn es keine Arbeit gibt. Der 
monströse Überfluss an Reichtum auf der 
einen und die bittere Armut auf der ande-
ren Seite spottet jeder Beschreibung.

Sich zu engagieren ist eine aufwendige 
Sache, für die viele nur wenig Zeit haben. 
Das nehmen wir ernst. Wenn jemand in-
teressiert ist, bleiben wir in Kontakt. Wir 
rufen gelegentlich an, holen Meinungen 
und Vorschläge ein oder treffen uns. Wir 
schaffen verschiedene Möglichkeiten mit-
zumachen und gestalten Treffen kom-
pakt und angenehm.

Die über 400 Menschen, mit denen wir 
regelmäßig in Kontakt stehen, überneh-
men Verantwortung für BASTA! Wir sind 
aber nicht naiv und überfrachten Leute 
sofort mit Aufgaben. Wir haben uns mit 
der Zeit komplexe Zusammenhänge zwi-
schen Sozialgesetzbüchern, Verwaltungs-
strukturen, freien Trägern, Parteien und 
wirtschaftlichen Interessen erschlossen. 
Diese Erfahrungen geben wir an Interes-
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Eine Frage der Wertschätzung  
und des Vertrauens
Erwerbslose und arme Menschen leben in besonders prekären Lebensverhältnissen und sind häufig 
mit bösen Vorurteilen konfrontiert. Die Initiative BASTA! will sich mit diesen Menschen organisieren 
und ihnen eine kämpferische Perspektive bieten

Informationen rund um die Initiative 
BASTA! findet ihr auf und bei  

twitter.com/bastaberlinG
RA
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Revolution von unten,  
bbz April/Mai 2017

Der Kollege Christoph Wälz findet in 
seinem lebendigen Plädoyer für Be-

triebsgruppen und Vertrauensleute weise 
Worte: »Der Erfolg der gerade anlaufenden 
GEW-Kampagne zur Arbeitsentlastung 
[wird] davon abhängen, wie diese Ausein
andersetzung von der Basis getragen 
wird.« Und natürlich ist zu begrüßen, 
dass die bbz das Verhältnis der GEW zu 
ihrer Basis und deren Mobilisierung end-
lich mal zum Titelthema macht und dazu 
rundum gelungene, lebendige Beiträge aus 
dem gewerkschaftlichen Alltag bringt.

Aber bei aller Freude: Da fehlt was. Nir-
gends wird auch nur annähernd die Frage 
gestellt, ob die in der Satzung festge-
schriebene Organisationsstruktur der GEW 
dem hoch gehaltenen Ziel der Einbezie-
hung der Basis überhaupt entspricht. 
Sollten nicht die vor Ort gewählten Ver-
trauensleute eine zentrale Rolle in Dis-
kussion und Willensbildung der GEW 
spielen? Ein Blick in die Satzung zeigt: 
Die Vertrauensleute und die Vertrauens-
leutekonferenzen spielen nur eine Rolle 
am Rande. Wichtigstes Gremium ist die 
Landesdelegiertenversammlung (LDV). Die 
wird von den Mitgliederversammlungen 
der Bezirke und Fachgruppen gewählt 
und jeder weiß, wie viele – oder wie weni-
ge – Mitglieder sich dort zur Wahl ver-
sammeln. Fast alle, die zur Mitgliederver-
sammlung kommen, werden auch Dele-
gierte. Sie repräsentieren nicht die Mit-
gliederschaft, sondern eigentlich nur sich 
selbst: Personalräte und GEW-Funktionäre, 
die sich selbst bestätigen, dass sie dazu 
gehören. Wer eine »Revolution von un-
ten« will, greift zu kurz, wenn er alles so 
lässt wie es ist und nur eine Stimmungs-
aufhellung anstrebt!� Thomas Isensee

»Ein Un*wort«,  
bbz April/Mai 2017 

In seinem Leserbrief versucht Prof. Dr. 
Bernhard Wilhelmer, die Schreibweise 

mit dem Genderstern sehr vorsichtig zu 
hinterfragen. Ich möchte direkter wer-
den. Da es bisher keine allgemeinen Re-
gelungen dafür gibt, scheint unklar zu 
sein, welche Personen durch die Verwen-
dung des Gendersterns angesprochen 
werden sollen. Nach meinem bisherigen 
Verständnis geht es um Menschen, die 
sich weder dem weiblichen noch dem 

heißt es: ISS-Lehrer*inneneltern, Politi-
ker*innen, Eltern, die meist selbst Akade-
miker*innen sind, »Anhänger*innen, Be
fürworter*innen, Mitschüler*innen, mit 
Unterstützung von Schulhelfer*innen, 
Schüler*innenschaft. Das Problem be-
steht darin, dass ihr nicht unterscheidet 
zwischen dem natürlichen Geschlecht 
und einer Kategorie, die per se neutral 
ist. »Lehrer und Lehrerinnen aus ver-
schiedenen Schulstufen waren auf dem 
Podium vertreten« wäre eine sinnvolle 
Unterscheidung, weil dokumentiert wird, 
dass es sich um Männer und Frauen han-
delt. Bei dem Satz »Die Lehrerschaft war 
vertreten durch den Gewerkschaftsvorsit-
zenden« handelt es sich um eine Katego-
rie, nicht um einzelne Personen mit ver-
schiedenen natürlichen Geschlechtern. 
Ihr würdet daraus aber eine Lehrer*in-
nenschaft machen, was unlogisch und 
grammatikalisch falsch ist. Solche Bei-
spiele finden sich aber in meinem Artikel 
mehrfach: ISS-Lehrer*inneneltern sind 
durch das Pluraletantum »Eltern« als 
Wort gekennzeichnet, das Mann und Frau 
einschließt. Das Sternchen ist eine Ver-
dopplung, »Lehrereltern« wäre richtig. 
Das Problem mit den anderen 65 Gender-
varianten wäre allerdings nicht gelöst. 
»Eltern, die meist Akademiker*innen 
sind«, ist auch falsch, weil die Kategorie 
bezeichnet wird. »Akademikerinnen und 
Akademiker sind weniger von Arbeitslo-
sigkeit bedroht als andere Arbeitnehmer« 
wäre auch unter Gendergesichtspunkten 
korrekt. Wenn man das natürliche Ge-
schlecht abbilden wollte, müsste es »Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen« 
heißen, dann wären aber die einzelnen 
Personen gemeint. Eltern sind keine »An-
hänger*innen des Gymnasiums, sondern 
»Anhänger«, die Begründung ist dieselbe 
wie oben. Gleiches gilt für »Befürwor-
ter*innen«, ebenso wie für Schüler*innen-
schaft«, wo durch das Suffix »-schaft« 
aus einer Personenbezeichnung, die meh-
rere Geschlechter haben kann, ein Abs-
traktum wird. Auch bei der »Unterstüt-
zung durch Schulhelfer*innen« macht 
das Sternchen keinen Sinn, weil es um 
die Unterscheidung zu Lehrkräften geht, 
nicht um natürliche Personen. 

Ich bin nicht gegen die Abbildung ver-
schiedener Geschlechter durch Sprache, 
denke aber, dass man der Geschlechter-
gleichheit durch gleichen Lohn und durch 
Frauenjacken mit Innentaschen mehr 
hilft als durch Sternchen mitten im Wort. 
Man lernt auch heute noch Bäcker und ist 
anschließend eine Bäckerin und übt den 
Bäckerberuf aus, nicht den Bäcker*innen-

männlichen Geschlecht zuordnen. Das 
sind nach meinem Kenntnisstand in der 
GEW BERLIN weniger als 5 Mitglieder. Die 
bbz-Redaktion verweist in ihrer Anmer-
kung zum Leserbrief jedoch auf eine Stu-
die der Dalia Research aus dem Jahr 
2016. Diese erfasst – wie aus dem Hin-
weis der bbz-Redaktion zu entnehmen ist 
– auch Menschen, die sich als lesbisch 
bzw. schwul identifizieren. Das ist für 
mich eine erweiterte Sichtweise. Eine 
Schreibweise, die durch Einfügung des 
Gendersterns die Vielfalt der sexuellen 
Identifikationen sichtbar machen will, 
unterstütze ich sehr. Gerade deshalb hal-
te ich die derzeitige Umgangsweise der 
bbz-Redaktion mit dem Genderstern für 
unangebracht. Wortgruppen wie »falls ei-
ne*r unserer Leser*innen« (Seite 5) bzw. 
»zur*m Lehrer*in« (Seite 10) behindern 
das Leseverständnis und führen eher da-
zu, dass diese Schreibweise abgelehnt 
wird. Wörter wie: Kolleg*innen, Schuh-
drücker*innen, Stellvertreter*innenprin-
zip, Lehrer*innenarbeitszeit oder Sozial-
pädagog*in lassen vermuten, dass mit 
diesen Schreibweisen eine Ansprache 
bzw. Ermutigung aller Geschlechter er-
reicht werden soll. Ich bin jedoch der 
Auffassung, dass hierbei eher die Denk- 
bzw. Schreibfaulheit gesiegt hat. Auch 
die Verwendung der Bezeichnung weibli-
che Lehrkräfte anstelle der Bezeichnung 
Lehrerinnen bringt mich zum Grübeln.

Menschen, die eine neue Schreibweise 
verwenden wollen, benötigen eine Orien-
tierung. Ansonsten gibt es den nicht ge-
wünschten Wildwuchs, der Kopfschütteln 
und Unverständnis hervorruft. Vielleicht 
schafft es die GEW BERLIN, in den nächs-
ten Monaten eine solche Orientierung 
herauszugeben. Ein gutes Beispiel gibt es 
mit der neu gefassten Satzung der GEW 
BERLIN ja schon. � Holger Dehring

Liebe Redaktion, ich schreibe euch we-
gen der Genderschreibweise mit Stern-

chen in der Mitte und fordere euch auf, 
diese Praxis zu überdenken. Nach eurer 
Schreibweise müsste jedes Nomen, das 
Personen bezeichnet und auf –er endet, 
ein Sternchen bekommen. Also wärt ihr 
Mitglieder*innen, was den Unsinn einer 
schematischen Übertragung deutlich 
macht. Eines Tages haben wir noch Müt-
ter und Mütterinnen oder, besser noch, 
Mütter*innen. Ich nehme meine Beispiele 
aus meinem eigenen, von euch bearbeite-
ten Artikel in der bbz 2/17 »Selbstbe-
wusst gegen Auflösungstendenzen«. Dort 
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GRUPPEN DER GEW

AG-Lehrbeauftragte,  
bei der Abteilung 
Wissenschaft der  

GEW BERLIN

Wann und wo trifft sich die Gruppe?
Im GEW-Haus, in unregelmäßigen Ab-
ständen; siehe: www.gew-berlin.de/646.
php

Was bewegt euch zurzeit?
Wir wollen, dass zur Verbesserung der 
Lage der Lehrbeauftragten zweckgebun-
dene Finanzmittel in die Hochschulver-
träge eingeführt werden.

Was wünscht ihr euch von eurer GEW?
(Weiterhin) tatkräftige Unterstützung 
unserer Aktionen, Information der in-
ner- und außeruniversitären Öffentlich-
keit über unsere prekäre Arbeitssitua
tion, insbesondere auch der GEW-Kol-
leg*innen.

Was gefällt euch in der Gruppe?
Sie ist zielgerichtet und trifft sich, um 
konkrete Maßnahmen voranzutreiben. 

Warum sollten andere mitmachen?
Damit die skandalöse Situation der Lehr
beauftragten zur Vergangenheit gehört.

Was ist euer Ziel für die nächsten Monate?
Die Hochschulverträge zu beeinflussen.

Welche Schlagzeile würdet ihr in fünf 
Jahren gern in der bbz lesen?
Versicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse haben die Lehraufträge 
ersetzt.

beruf. Ich finde die jetzige Lösung unsäg-
lich, weil sie den Lesefluss hemmt, weil 
sie die Ästhetik von Sprache zerstört und 
weil sie zu falschem Deutsch führt, was 
einer Bildungsgewerkschaft nicht gut an-
steht.� Wolfgang Harnischfeger

Kopftuchdebatten gehören abgeschafft, 
bbz März 2017

Der Artikel »Kopftuchdebatten gehö-
ren abgeschafft« von Jette Johann-

son hat in mehrfacher Hinsicht in mei-
nem Umfeld eine positive Wirkung er-
zielt: Zum einen wurden die Argumente 
Pro und Contra nochmals mit viel En-
gagement ausgetauscht. Zum anderen 
führte er bei mir zu einer neuerlichen 
Recherche über Bedeutung, Sinn und 
Zweck religiöser oder politischer Symbo-
le im Schulunterricht.

Da wir zwar in einem säkularen aber 
nicht laizistischen Staat leben, ist die Re-
ligionsfreiheit gemäß unserer Verfassung 
ein hohes Gut. Das kann jedoch auch so 
verstanden werden, dass ich als Schü-
ler*in oder Lehrer*in das Recht habe, frei 
von allen religiösen Symbolen zu lernen 
und zu lehren. Ob Kopftuch, Kreuz, Kipa 
oder Turban – sie gehören m.E. als Sym-
bole der privaten Entscheidungen auch in 
den privaten Bereich bzw. der Angebote 
der Religionsgemeinschaften. 

Ich teile die Position, dass das Kopf-
tuch (wie aber auch viele andere religiöse 
Symbole) kaum unabhängig von einer De-
batte um Frauendiskriminierung zu dis-
kutieren ist. Dazu muss ich jedoch nicht 
täglich diese Symbole tragen lassen und 
damit, aus falsch verstandener Tole-
ranz,v die Diskriminierung als kulturell 
und religiös bedingt hinnehmen. Denn 
auch die verfassungsrechtlich geschützte 
politische Meinungsfreiheit gestattet es 
nicht, ein Hakenkreuz in der Schule oder 
sonst wo zu tragen – und das zu recht! 

Mir fehlt in diesem Artikel daher der 
Aspekt der notwendigen Neutralität von 
schulischen Institutionen, aus deren Po-
sition heraus die Fragen um Toleranz, 
Gleichberechtigung, Menschenwürde und 
Grenzen der Individualfreiheiten offen 
diskutiert werden können. Eine tägliche 
Kleidersprache ist m.E. auf diesem demo-
kratischen Diskurs hinderlich. Von daher 
gehört für mich auch die Kopftuchdebat-
te längst nicht abgeschafft.� Hilla Quast

Zur Bedeutung des W in der GEW,  
bbz April / Mai 2017

Zuerst eine Information: Es stimmt 
zum Glück nicht mehr, dass keine 

Kandidat*innen der Abteilung Wissen-
schaft der GEW BERLIN zum Gewerk-
schaftstag im Mai gefahren ist. Ich war 
ziemlich vorne auf der Nachrücker*in-
nenliste und bin zur Delegierten vorge-
rückt. Aber ein anderer Punkt ist mir 
wichtiger: Bei der Landesdelegiertenver-
sammlung im Dezember waren zum Zeit-
punkt des zweiten Wahlgangs der Dele-
gierten zum Gewerkschaftstag nur circa 
zehn Angehörige der Abteilung Wissen-
schaft anwesend. Es ist traurig, muss 
aber gesagt werden.

Die Abteilung Wissenschaft schafft es 
nicht, alle ihr zustehenden Plätze in der 
Landesdelegiertenversammlung zu beset-
zen und viele der ernannten Delegierten 
sind nicht die ganze Zeit dabei. Das hat 
Gründe: Für viele in der Wissenschaft Tä-
tige ist nicht möglich, Sonderurlaub zu 
nehmen, weil die Arbeit an Hochschulen 
Termine und Aufgaben hat, die nicht ver-
schoben werden können. Auch das Vor- 
oder Nachholen des Unterrichts ist 
schwierig und die Vertretung durch Kol-
leg*innen ist generell nicht möglich. 

Die Lösung, die Delegierten nach Bezir-
ken und Abteilungen zu quotieren, über-
zeugt mich nicht. Damit wären auch die 
bei der Landesdelegiertenversammlung 
unterrepräsentierten Abteilungen, das 
heißt die Abteilungen Wissenschaft und 
Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit, bei 
dem Gewerkschaftstag entsprechend ihre 
Anzahl an Mitgliedern dabei. Es ist schon 
schwierig, nach Geschlecht zu quotieren, 
und weitere Kriterien wären auch ge-
recht, wie der Migrationshintergrund und 
das Alter. 

Eher erfolgversprechend scheint mir 
die Verkleinerung der Landesdelegierten-
versammlung; damit wären die jetzt 
stark unterrepräsentierten Abteilungen 
besser dabei. Diese Lösung hat aber bei 
den Diskussionen in der Landesdelegier-
tenversammlung im Juni 2016 keine aus-
reichende Unterstützung gefunden. Da-
mit ist das Problem offen geblieben und 
in den kommenden Jahren muss eine 
Lösung gefunden werden.�Linda Guzzetti, 

Koordinatorin der AG-Lehrbeauftragte, 
Abt. Wissenschaft
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AUFFÜHRUNGEN KRITISCH GESEHEN
Studienreise nach Weißrussland 
Vom 11. bis 24. September ver-
anstaltet das Deutsch-Russische 
Museum Berlin-Karlshorst eine 
Studienreise nach Brest, Minsk, 
Vitebsk, Bobrujsk und Novogrudok. 
Es geht um die Geschichte Weiß-
russlands während des Zweiten 
Weltkriegs; um Holocaust, Zwangs-
arbeit und die sowjetische Kriegs-
gefangenschaft. Die Reise wird 
vom Berliner Senat als Bildungs-
reise anerkannt. Anmeldung unter 
ingrid.damerow@googlemail.com

BÜCHER 

Vertane Chance  
für Reformen
Wenn in Berliner Lehrerzimmern 
das DDR-Schulwesen diskutiert 
wird, sind die Differenzen noch 
immer bemerkenswert. Während 
der eine die Wehrkunde geißelt, 
die zum Hass gegen den Klassen-
feind propagierte, oder die indok-
trinierende Staatsbürgerkunde, 
die zur Doppelzüngigkeit führte, 
loben andere Chancengleichheit 
und hohe Standards im naturwis-
senschaftlichen und mathema-
tischen Unterricht. Dem Meinungs-
streit könnte nun Versachlichung 

11. bis zum 21. Oktober kann man 
sich es noch anschauen. www.
shalom-salam-wohin.de
»Blauer Engel« 2017
Der »Schulstart mit dem Blauen 
Engel« bietet Aktionen: zum Bei-
spiel den »Blauer Engel-Markt-
check«. Schulklassen prüfen das 
Recyclingpapierangebot in Ge-
schäften. Diese Aktion soll dazu 
dienen, die Schreibwarenläden 
zum Verkauf von zertifizierten 
umweltfreundlichen Papierpro-
dukten zu motivieren. Leitfaden 
und Aktionsmaterialien unter www.
blauer-engel.de/schulstart

»Wir sind Juden aus Breslau«
Der Film »Wir sind Juden aus Bres-
lau – überlebende Jugendliche und 
ihre Schicksale nach 1933« ist ein 
Dokumentarfilm von Karin Kaper 
und Dirk Szuszies. Der Film setzt 
ein eindringliches Zeichen gegen 
stärker werdenden Nationalismus 
und Antisemitismus und erzählt 
anhand der Lebensschicksale der 
Protagonist*innen auch die Grün-
dung des Staates Israel. Private 
Vorführungen mit anschließendem 
Gespräch mit den Regisseur*innen 
sind erwünscht. Kontakt über die 
GEW BERLIN. 

FIND, das renommierte »Festival 
Internationale Neue Dramatik« in 
der Schaubühne begann mit einer 
Eigenproduktion: »Toter Hund in 
der chemischen Reinigung: die Star
ken«. Angélica Liddell, Autorin und 
Regisseurin, auch verantwortlich 
für Bühne und Kostüme, war of-
fensichtlich so angetan von ihren 
Formulierungen und szenischen 
Einfällen, dass sie ständig wieder-
holt werden, ohne dass das unver
ständliche Stück mit dem unver-
ständlichen Titel dadurch an 
Klarheit gewinnt. Auch häufige 
Verweise auf Rousseau und Dide-
rot halfen nicht – nicht wenige 
Zuschauende verließen die Vor-
stellung vorzeitig. 
Abschluss des Festivals bildete 
eine Produktion aus dem Iran: »Sei, 
wer du nicht bist«; knapp, ohne 
Worte, kaum eine Stunde Spiel-
dauer. Rollenzwang (ausgedrückt 
durch Kostümzwang) steht gegen 
Bekenntnis zur eigenen Identität; 
die Auseinandersetzung wird stark 
appellativ an das Publikum gerich-
tet – ein bemerkenswert intensives 
Erlebnis. 

Im voll besetzten Haus der Berli-
ner Festspiele erhielt Herbert Fritsch 
(Volksbühne) den Theaterpreis 

2017 der Stiftung Preußische See-
handlung; ein amüsiertes Publikum 
wird von knapp 30 Mitwirkenden 
2 Stunden lang unterhalten mit 
Kostüm- und Perückenshow, Witz 
und Geistreichelei; kaum ernsthafte 
Gedanken zur Kraft des Theaters, 
schon gar nicht zur politischen 
Gegenwart oder zur Berliner Kul-
turpolitik. 

Mit »Die geheimnisvolle(n) 18« er-
öffnete der Zirkus Sonnenstich im 
Theater Ramba-Zamba sein Jubi-
läumsjahr; nicht einfach ein Num-
mernprogramm, sondern ein 
beschwingt-poetisches Gesamt-
kunstwerk, getragen von der Kon-
zentration auf die zirzenischen 
Übungen und der Lust, sich zu 
zeigen.� Hans-Wolfgang Nickel

AKTIVITÄTEN

Shalom – Salam: Wohin?
Wir hatten im letzten Heft einen 
Artikel über das Theaterstück 
»Shalom – Salam: wohin?« ge-
druckt. Dort war uns ein Fehler 
bei der Kontaktadresse unterlau-
fen. Diese lautet richtig: bettina.
exner@gmx.net. Das Stück geht 
übrigens in die Verlängerung. Vom 

Ein bemerkenswert intensives Erlebnis: »Sei, wer du nicht bist« in der Schaubühne� FOTO: BABAK HAGHI/SCHAUBÜHNE
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folgen. Heide Kaack schafft mit 
ihrer von der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin als hervorragend 
beurteilten Dissertation »Der IX. 
Pädagogische Kongress am Ende 
der DDR« eine wichtige Grundla-
ge für die Fortsetzung der Dis-
kussion über die Fehler der Erzie-
hung in der DDR, aber auch über 
die Erfolge und deren Begrün-
dungen sowie das Für und Wider 
unter Pädagog*innen, Eltern, ge-
sellschaftlichen Organisationen 
und nicht zuletzt unter den ver-
antwortlichen Fachleuten im Mi-
nisterium für Volksbildung.
Die Autorin sichtete Hunderte von 
Briefen und Resolutionen zum Kon
gress. Es ist bemerkenswert, dass 
es ihr gelang, die ungesammelten 
und an verschiedenen Stellen ge-
lagerten Dokumente zu orten, zu 
archivieren und auszuwerten, alle 
denkbaren Quellen zu nutzen und 
sogar Interviews mit den damals 
handelnden Personen zu führen, 
sodass hier neue, ergänzende 
Informationen vorgelegt werden.
Der IX. Pädagogische Kongress 1989 
hätte ein Spiegelbild der tatsäch-
lichen Situation der DDR-Endpha-
se auf dem Gebiet der Erziehung 
sein können. Stattdessen fand 
unter der strengen Fuchtel der 
Ministerin Margot Honecker, die 
in ihrem fast fünfstündigen Re-
ferat die bildungspolitischen Leit-
linien der Partei in den Vorder-
grund rückte und die klassenkämp-
ferischen Parolen wiederholte, 
eine Diskussion der erlaubten 
Themen statt. Dabei wurde sie in 
jeder Phase des Kongresses von 
getreuen Funktionär*innen der 
Akademie der Pädagogischen Wis-
senschaften (APW) und des Mini-
steriums gestützt und erhielt 
parallel Absicherung durch die 
Informationen der Staatssicherheit.
Monate davor gab es zur Vorbe-
reitung des Kongresses Diskussi-
onen in Schulen, Betrieben, Mas-
senorganisationen und vor allem 
in den Parteigremien über Erfolge 
und Misserfolge. Es beteiligten 
sich Kirchen, Eltern und Einzel-
personen mit Vorschlägen und 
Änderungswünschen. Kaum etwas 
von den vielen Eingaben und For-
derungen wie zum Beispiel den 
Fremdsprachenunterricht auszu-
weiten, Individualität zu berück-
sichtigen, Leistungsdifferenzierung 
und Mitwirkung zu erlauben sowie 
die zweijährige Erweiterte Ober-
schule (EOS) abzuschaffen, findet 
sich in dem Referat der Ministerin 
wieder. Dies obwohl die zustän-
digen Referatsleiter*innen und 
Professor*innen der APW und im 
Ministerium selbst bereits ge-
mildert und geglättet hatten. 

Heike Kaack gelingt es nicht nur, 
diesen Prozess der inneren Zensur 
präzise nachzuvollziehen. Sie 
nennt die Verantwortlichen, kenn-
zeichnet vorurteilslos deren fach-
liche und gesellschaftspolitische 
Position und überlässt den Lese
r*innen das Urteil. 
Die vorliegende Publikation ist 
geradezu eine Fundgrube für jun-
ge Wissenschaftler*innen, weiter-
zuforschen, die noch lebenden 
Zeug*innen des pädagogischen 
Handelns auf allen Ebenen zu 
befragen sowie vorliegende Texte, 
auch die ungedruckten, zu stu-
dieren. Zugleich bietet der Band, 
über Quellenbelege und Fußnoten 
hervorragend ediert, eine wichtige 
Grundlage für die Fortführung der 
Fachdiskussion über Reformen in 
unserem Schulwesen der Gegen-
wart. Es finden sich eine Fülle von 
Informationen über die Änderungs-
wünsche im Bereich der Volksbil-
dung und über deren Berechtigung.
Ohne Berührungsängste sollten 
wir die Fülle des pädagogischen 
Wissens und der Erfahrungen in 
der DDR vom Kindergarten bis zur 
Hochschulbildung für eine refor-
mierte Gestaltung von Erziehung 
und Bildung heute nutzen. Die 
Autorin, eine erfahrene Pädagogin 
und Schulaufsichtsbeamtin, tätig 
in West- und Ost-Berlin, bietet 
eine empfehlenswerte Grundlage.
� Wilfried Seiring

Heike Kaack: Der IX. Pädagogische Kon-
gress am Ende der DDR. Peter Lang GmbH, 
Internationaler Verlag der Wissenschaf-
ten Frankfurt am Main 2016, 305 Seiten

Abschied von der  
sozialen Moderne
Laut dem Buch von Oliver Nacht-
wey, »Die Abstiegsgesellschaft. 
Über das Aufbegehren in der re-
gressiven Moderne« (Edition Suhr-
kamp, 2016) hat sich Deutschland 
aus einer Gesellschaft des Auf-

stiegs und der sozialen Integra-
tion zu einer Gesellschaft des 
sozialen Abstiegs, der Prekarität 
und Polarisierung entwickelt.
Einige der Älteren können sich 
erinnern, wie es früher war. In der 
Blütezeit der bundesrepublika-
nischen »sozialen Moderne« von 
Anfang der 1950er bis Anfang der 
1980er Jahre gab es den von Ulrich 
Beck so genannten »Fahrstuhlef-
fekt«: Mit dem Wirtschaftswachs-
tum gedieh der Sozialstaat, aus 
Proletarier*innen wurden Bür
ger*innen. Der Abstand zwischen 
Arm und Reich blieb zwar ebenso 
bestehen wie die Geschlechterrol-
len, aber einige Klassenschranken 
fielen und viele spürten, dass es 
aufwärtsging. Natürlich war dieser 
Aufstieg nicht umsonst zu bekom-
men. Nur mit einem der längsten 
Streiks der Nachkriegsgeschichte 
konnte beispielsweise 1956/57 

die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall durchgesetzt werden. 
Erstmals konnten ab den sechziger 
Jahren Kinder aus der Arbeiter*in
nenschaft in größerer Anzahl wei
terführende Schulen und in eini-
gen Fällen sogar Universitäten be
suchen. In den 1980er Jahren kam 
der Fahrstuhl allerdings zum Ste
hen, die Privatisierungen setzten 
ein und die offensive Rücknahme 
sozialer Errungenschaften begann.
Der im Untertitel des Buches auf-
geführte Begriff der »regressiven 
Modere« meint genau das: den 
Abbau des Sozialstaates, der ver-
knüpft wird mit ökonomischer 
Deregulierung und als gesellschaft-
liche Liberalisierung dargeboten 
wird. Die Privatisierungen öffent-
licher Besitztümer ab den neun-
ziger Jahren waren die Vorlage für 
Niedriglohn und prekäre Beschäf-
tigung. Mit der Einführung der 
teilprivatisierten Rentenversiche-
rung und mit der Verabschiedung 
der Agenda 2010 durch die rot-
grüne Regierung am Anfang der 
Nuller Jahre kam es »zu einem 

Wir bezahlen deine 
Kinderbetreuung! 

Mitglieder der  
GEW BERLIN bekommen ihre 

Kinderbetreuungskosten  
während Veranstaltungen  

oder Seminaren der GEW für 
Kinder bis zu 14 Jahren  
mit 10 Euro die Stunde  

bezuschusst. 

Mehr Infos unter  
www.gew-berlin.de/14559.php

MITMACHEN IN DER  
GEW-SAMBAGRUPPE

Neugierige oder Erfahrene  
sind herzlich willkommen:  
Jeden Donnerstag von  
16.30 bis 18.00 Uhr probt die  
GEW-Sambagruppe im  
GROOVE, Fidicinstraße 3.  
Kontakt: samba@gew-berlin.de
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offen ausgetragenen Klassenkampf 
von oben, der unmittelbar die 
Ansprüche und Anrechte der Bür-
ger beschnitt.« Für Nachtwey 
beginnt hier der Abschied von der 
sozialen Moderne, beginnt die 
»sozialpolitische Gegenreforma-
tion« – und die Zeit des Abstiegs.
Warum lassen wir uns das gefallen? 
Während es insbesondere in sü-
deuropäischen Ländern Massen-
proteste durch neue und eman-
zipatorische soziale Bewegungen 
gegeben hat, ist es in Deutschland 
vergleichsweise ruhig geblieben. 

Klaus Will

Die 30 besten Kinder- und 
Jugendbücher
Die Leipziger Buchmesse und die 
Stiftung Lesen haben den Leip-
ziger Lesekompass, die 30 besten 
Kinder- und Jugendbücher, ge-
kürt. Weitere Informationen, Clips 
und Materialien unter stiftungle-
sen.de/leipziger-lesekompass 
oder youtube.com/c/StiftungLe-
senMedia

LesePeter des Monats: George 
Im Juni 2017 erhält den LesePeter 
das Jugendbuch »George« von Alex 
Gino, ab 12 Jahren. George ist in 
der vierten Klasse und hat noch 
niemandem von seinen Gefühlen 
erzählt: Er ist ein Mädchen. Das 
mitzuerleben, was gesellschaftli
chen Rollenerwartungen und Ge-
schlechterstereotype für George 
bedeuten, löst beim Lesen gera-
dezu körperliche Schmerzen aus. 
Man wird gewahr, welches Unrecht 
man Menschen antut, indem man 
sie in bestehende Geschlechter-
strukturen hineinzwingt. Ohne es 
bewusst zu wollen, erschwert das 
überkommene System das Recht 
auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit massiv – so fühlt man nach 
der Lektüre mit George. Alex Gino 
findet für seine Geschichte eine 
stille Sprache, die dem Erzählten 
gerade dadurch Tiefe gibt. Er ent-
sagt jedweder Aufregung, die, ob 
der Dringlichkeit, Transgender in 
der Kinder- und Jugendliteratur 
zu thematisieren, denkbar wäre. 
www.ajum.de

MATERIALIEN

Selbstdarstellung im Internet
Personalverantwortliche suchen 
ihre Bewerber*innen auch in so-
zialen Netzwerken. Der »Digitale 
Lernraum« bietet Berufsschüler*in
nen Materialien zur Auseinander-
setzung mit ihrer Selbstdarstellung 
im Internet. Mit Tests und Aufga-

ben werden sie für ihr Nutzungs-
verhalten sensibilisiert. Die Un-
terrichtsmaterialien sind verfüg-
bar unter www.dguv-lug.de

Zeitschrift »Die Deutsche 
Schule« (DDS)
Die aktuelle DDS stellt sich der 
Problematik gesteigerter Ansprü-
che an Schule (internationale 
Konkurrenzfähigkeit, Bildungsge-
rechtigkeit, Inklusion) und richtet 
den Blick auf Fragen der Profes-
sionalisierung. Dabei nimmt sie 
neben der Aus- auch die Fortbil-
dung in den Blick. Artikel, Ab-
stracts und Bestellungen unter: 
www.dds-home.de

SENIOR*INNEN

Die Veranstaltungen der Senior*in­
nen sind offen für alle GEW-Mit­
glieder und Gäste! Eintrittsgelder 
müssen selbst getragen werden. 
Wenn nicht anders angegeben, ist 
eine Anmeldung nicht erforderlich. 

Sonnabend, 24. Juni 2017
Eröffnung der 43. Seniorenwoche
Die nächste Seniorenwoche findet 
vom 24. Juni bis 6. Juli 2017 statt. 
Sie beginnt am 24. Juni von 10 
bis 17 Uhr auf dem Breitscheid-
Platz am Zoo.

Donnerstag, 29. Juni 2017
Spaziergang durch Friedrichsha-
gen: Vom Kolonistendorf Friedrichs 
II. zum Neuen Friedrichshagener
Dichterkreis, von der Bölschestra-
ße zum Spreetunnel am Müggelsee

Führung mit Dr. Christian Meyer.
Treffpunkt: 12 Uhr S-Bahnhof 
Friedrichshagen (S3). Kontakt: 
Christian Meyer 792 22 01

Donnerstag, 6. Juli 2017
Spaziergang vom Rosa-Luxemburg-
Platz zum Alten Garnisonsfriedhof. 
Am geschichtsträchtigen Luxem-
burg-Platz stehen Gebäude wie die 
Volksbühne, das Karl-Liebknecht-
Haus und das Kino »Babylon«. Von 
hier aus geht es durch das Scheunen
viertel, in dem bereits 1923 ein 
Judenpogrom stattfand. Den Ab-
schluss bildet ein Besuch des 
300-jährigen Alten Garnisonsfried-
hofs in der Kleinen Rosenthaler 
Straße mit Grabmalen für Clausewitz, 
Lützow u.a. Treffpunkt: 10.30 Uhr 
Luxemburg-Platz vor der Volks-
bühne; Fahrverbindung: U2 oder 
Tram 8 bis Luxemburg-Platz. Kon-
takt: Erich Juhnke, Tel: 9 75 75 64.

BSA Pankow
Dienstag, 20. Juni 2017: Besich-
tigung Schlosspark Buch. Wir wer
den mit unserem Biologen Roland 
Schumann den Schlosspark Buch, 
der sich in einem Schutzgebiet 
befindet, besuchen. Er wird uns 
die Geschichte des Gartens, in dem 
es einen großen Baumbestand gibt, 
vermitteln. Ein Picknick soll uns 
dabei erfreuen. Treff: 11 Uhr, S-
Bahnhof Buch (vorderer Ausgang) 
Fahrverbindung: S 2. verantwort-
lich: Kolln. Slateff 9 86 48 37.

BSA Lichtenberg
Dienstag, 13. Juni 2017: Tages-
ausflug zum Kutschenmuseum in 
Groß-Schönebeck. Wir erleben ein 

paar schöne Stunden auf einem 
Bauernhof. Zuerst gibt es eine 
kleine Stärkung. Dann sehen wir 
eine vielfältige und liebevoll zu-
sammengestellte private Sammlung 
von über 100 Kutschen, Schlitten 
und anderen landwirtschaftlichen 
Wagen, über die uns Herr Bohm 
viel erzählen wird. Treffpunkt: 
10.10 Uhr S-Bahnhof Berlin-Karow; 
Fahrkarte bis Groß-Schönebeck 
lösen, Kosten: 6 Euro. Kontakt: 
Barbara Schütz, Tel: 4 72 74 77

GEW-Stammtisch der 
Senior*innen / Junge Alte: 
Am 21. Juni findet KEIN Treffen 
statt. 

GEW-Singkreis
14. und 28. Juni um 17.30 Uhr im 
GEW-Haus in der Kantine, Kontakt: 
Claudia Reuter, Teil: 3 91 47 87 
und Luis von Simons, Teil: 6 92 
86 39.

GEW-Chor
Am 21. Juni um 17 Uhr wie immer 
im GEW-Haus, Raum 33, Kontakt: 
Monika Rebitzki , Teil: 4 71 61 74 
und Eva Besler, Tel: 8 33 57 27.

Stammtisch für 
Ruheständler*innen 
Am 28. Juni von 14.30 bis 16.30 
Uhr im »Ulrichs« (schräg gegenüber 
dem GEW-Haus).

Wenn du über die Angebote für 
GEW-Senior*innen auf dem Lau­
fenden sein möchtest, schicke eine 
Mail an seniorinnen@mail.de�

YOGA IN DER SCHULE – TEIL 2: DER BAUM

Stell dir vor du bist ein Baum. Dein linkes Bein ist ein Baum-
stamm und dein linker Fuß verwurzelt sich in der Erde. Verla-
gere dein Gewicht auf dein linkes Bein und lass deinen rech-
ten Fuß auf der Erde, für die Balance. Schließe die Augen und 
stell dir vor, wie deine Wurzeln aus der linken Fußsohle wach-
sen und sich tief, tiefer in die Erde bohren. Da finden Sie 
Wasser und Nährstoffe und ziehen diese hinauf um dich zu 
nähren. So kannst du wachsen, du wirst groß und stark. Stell 
deinen rechten Fuß gegen dein linkes Fußgelenk, Knie oder 
Oberschenkel und bring die Handflächen vor deiner Brust zu-
sammen. Du wächst und deine Wurzeln wachsen tiefer. Du 
wirst in 50 und auch in 100 Jahren immer noch hier sein, von 
der Erde, dem Regen und der Sonne genährt. Du bist ein rie-
siger Baum, stark und schön. Jetzt wachsen Äste und Zweige; deine Arme und der Kopf, deine Finger. 
Deine Äste wachsen Richtung Sonne. Stell dir vor, dass Blätter und Blumen aus deinen Armen, aus 
Kopf und Gesicht kommen. Was für eine Farbe haben deine Blumen? Was für ein Baum bist du? Nun 
wechsle zur anderen Seite. 
Rachel Brooker bietet Yoga-Übungen an Schulen an. Kontakt: info@turiya.berlin 
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Abruzzen im Herzen der Natur  ab 645 EUR
Natürliche Emotionen auch für Familien 
Baltische Länder per Rad  ab 1295 EUR
Korsika GR20 Wanderung  ab 1280 EUR
Flüge und Fähren – weltweit und preiswert!

www.locketours.de
Lefevrestr. 21         Tel. (0 30)) 8 52 30 30  
12161 Berlin  e-Mail: ��info@locketours.de

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2017
•	� Interkulturelle Kommunikationskompetenz
•	� Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•	� Improvisation und Singen – Impulse für die 

Stimmarbeit
•	� Rhetorik, Stimm- und Sprechtraining
•	� Ressource Lampenfieber
•	� Kompaktseminar: Didaktik und Methoden
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93� e-mail:DAPBerlin@aol.com

DGB-Jugendbildungsstätte Flecken Zechlin 

mitten im Ruppiner Seenland

Programme für 

Klassenfahrten 
Gruppenreisen 
www.dgbjugendbildungsstaette.de

Info: 033923 7400

bleifrei Medien + Kommunikation 

Erkelenzdamm 9  •  10999 Berlin  •  Tel. 61 39 36 -0   

info@bleifrei-berlin.de  •  www.bleifrei-berlin.de

	GEWERKSCHAFT	� Wir sind engagiert in der journalistischen Gestaltung 
von Gewerkschaftspublikationen.

	 KULTUR	� Wir sind versiert in der Umsetzung komplexer 
gestalterischer, farb- und bildbetonter Anforderungen,  
wie sie Kunst- und Kulturinstitute stellen. 

	 SOZIALES	� Wir sind kompetent und ideenreich im Konzipieren 
zielgruppengerechter Printmedien.

Was kann man selbst bei Arth­
rose tun? Wie kann man seine 
Gelenke schützen? Auf diese Fra­
gen gibt die Deutsche Arth rose­
Hilfe in ihren „Arthrose­Info“­Heften 
fundierte Antworten. Ein kosten­
loses Musterheft kann an  ge for­

90 x 30

Was tun bei Arthrose?
dert werden bei: Deut sche Arth­
rose­Hilfe e.V., Postfach 1105 51, 
60040 Frankfurt/Main (gerne 
eine 0,70­€­Brief marke für Rück­
por to beifügen) oder per E­Mail 
unter service@arthrose.de (bitte 
mit vollständiger Adresse).

I h r e  Fa r b a n z e i g e  i n  d e r  b b z

Zum Beispiel diese Anzeige im Vierfarbdruck für  
nur 155,80 Euro zuzüglich Mehrwertsteuer.  

Siehe auch die neue »Preisliste Farbanzeigen«. 
 Tel. 030 - 613 93 60 oder info@bleifrei-berlin.de
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DAS GEW-HAUS IM JUNI/JULI 2017	 VERANSTALTUNGEN

12. JUN	 12.30 Uhr	 Vertrauensleutekonferenz Tempelhof-Schöneberg

14. JUN	 16.30 Uhr	 AG Bildungsfinanzierung

14. JUN	 19.00 Uhr	 Fachgruppe Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit

15. JUN	 18.00 Uhr	 AG Kita

15. JUN	 18.00 Uhr	 Fachgruppe Schulsozialarbeit

20. JUN	 16.30 Uhr	 AG Gesundheit

20. JUN	 17.00 Uhr	 Mitgliederversammlung jüdische Schulen 

20. JUN	 19.00 Uhr	 LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

21. JUN	 09.00 Uhr	 Landesdelegiertenversammlung (bis 22.Juni)

22. JUN	 18.00 Uhr	 Mitgliederversammlung Notdienst e.V.  

23. JUN	 17.00 Uhr	� Fachgruppe Erwachsenenbildung  
Vortrag mit Diskussion: Prof. Bernd Käpplinger »Rivalen der 
Weiterbildungsberatung«

29. JUN	 16.30 Uhr	 AG Jugendliteratur und Medien

04. JUL	 17.00 Uhr	� AG Medienbildung 
Thema:  Planungen für den »Runden Tisch Medienbildung« 

05. JUL	 16.00 Uhr	 AG Bildungsfinanzierung

07. JUL	 18.30 Uhr	� Senior*innen/Junge Alte 
Themenabend »Der 2. Juni 1967 und der Iran«

Der Protest wird lauter. Mit vier Prozent Lohnerhöhung nach 16 Jahren Stillstand geben sich die studentischen Beschäftigten nicht zufrieden

ZWEI JAHRE REFORM DER 
LEHRKRÄFTEBILDUNG FÜR GRUNDSCHULE
Berlin hat Anfang 2014 die Lehrkräftebildung grundle-
gend reformiert. Der Bereich Grundschule war davon 
besonders betroffen: Zwingende Ausbildung in Mathe-
matik und Deutsch, verbindliches Praxissemester und 
gleich lange Ausbildungszeiten für alle Lehrämter. Im 
Sommer 2017 beenden die ersten neu ausgebildeten 
Grundschullehrkräfte ihr Masterstudium. Im Referendariat 
wird bereits seit Mitte 2014 im neuen Grundschullehr-
amt ausgebildet. Auf unserer Fachtagung wollen wir 
eine erste Bilanz ziehen und diskutieren, wo Ände-
rungsbedarf besteht. Am Dienstag, 4. Juli von 9 bis 16 
Uhr im GEW-Haus. Anmeldung: info@gew-berlin.de 

IST DAS VÖLKERRECHT NOCH ZU RETTEN?
Angesichts der aktuellen Weltlage macht sich die AG 
Frieden der GEW BERLIN Sorgen um das Völkerrecht. 
Diskutiert wird mit dem Völkerrechtler Prof. Norman 
Paech. Am 14. Juni 2017 ab 19.30 Uhr im GEW-Haus. 
Der Themenabend der AG Frieden ist offen für alle 
Interessierten.
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